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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Architektengesetzes, 

des Niedersächsischen Ingenieurgesetzes 
und anderer Gesetze*)

Vom 10. Dezember 2008

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Architektengesetzes

Das Niedersächsische Architektengesetz in der Fassung
vom 26. März 2003 (Nds. GVBl. S. 177), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2007 (Nds. GVBl.
S. 324), wird wie folgt geändert:

1. Die Fußnote zur Überschrift des Gesetzes wird gestri-
chen.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „ist oder die Eintra-
gungsvoraussetzungen des § 2 Abs. 1 erfüllt“ durch
die Worte „oder zur Führung der Berufsbezeichnung
nach § 2 berechtigt ist“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „eingetragen“ die
Worte „oder hierzu nach § 2 Abs. 5 berechtigt“ einge-
fügt.

3. In § 1 a Satz 1 wird die Verweisung „§ 2 Abs. 5“ durch die
Verweisung „§ 2 Abs. 7“ ersetzt.

4. § 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2

Auswärtige Architektinnen und Architekten, 
auswärtige Gesellschaften

(1) 1Wer im Inland weder einen Wohnsitz noch eine
berufliche Niederlassung hat und in Niedersachsen vo-
rübergehend und gelegentlich Dienstleistungen als Archi-
tektin oder Architekt erbringt oder als angestellte Archi-
tektin oder angestellter Architekt tätig wird (auswärtige
Architektin oder auswärtiger Architekt), darf eine Berufs-
bezeichnung nach § 1 Abs. 1, auch in den Formen nach
§ 1 Abs. 2, nur führen, wenn sie oder er

1. in die Liste der auswärtigen Architektinnen und Ar-
chitekten eingetragen ist (Absatz 3),

2. nach dem Recht eines anderen Bundeslandes zum
Führen der Berufsbezeichnung berechtigt ist oder

3. als Staatsangehörige oder Staatsangehöriger eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union oder eines ande-
ren Vertragsstaates des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum oder eines Staates, demge-
genüber die Mitgliedstaaten der Europäischen Union
vertragsrechtlich zur Gleichbehandlung seiner Staats-
angehörigen verpflichtet sind,

a) zur Ausübung des Berufs rechtmäßig in einem die-
ser Staaten niedergelassen ist,

b) für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbil-
dung zu dem Beruf in dem Niederlassungsstaat
reglementiert ist, den Beruf dort während der vor-
hergehenden zehn Jahre mindestens zwei Jahre
lang ausgeübt hat, und

c) die Meldepflicht nach Absatz 2 erfüllt hat.

*) Die Artikel 1 bis 3 dieses Gesetzes dienen auch der Umsetzung der
Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifika-
tionen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22; 2007 Nr. L 271 S. 18; 2008 Nr. L 93
S. 28), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 755/2008
der Kommission vom 31. Juli 2008 (ABl. EU Nr. L 205 S. 10).

2Bei angestellten Architektinnen und Architekten gilt als
Nachweis der Niederlassung im Sinne des Satzes 1 Nr. 3
Buchst. a der im betreffenden Staat ausgestellte Beschäfti-
gungsnachweis. 3Der vorübergehende und gelegentliche
Charakter der Erbringung von Dienstleistungen wird ins-
besondere anhand von Dauer, Häufigkeit, regelmäßiger
Wiederkehr und Kontinuität der Dienstleistungen beur-
teilt. 4Satz 1 Nr. 3 gilt entsprechend für Staatsangehörige
von Drittstaaten, soweit diese Staatsangehörigen wegen
besonderer persönlicher Merkmale hinsichtlich der Dienst-
leistungsfreiheit nach dem Recht der Europäischen Ge-
meinschaft gleichzustellen sind.

(2) 1Auswärtige Architektinnen und Architekten, die
Staatsangehörige eines in Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 genann-
ten Staates sind, in einem dieser Staaten niedergelassen
sind und weder unter Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 noch unter Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 2 fallen, haben das erstmalige Erbringen
einer Dienstleistung in Niedersachsen unter einer Berufs-
bezeichnung nach § 1 Abs. 1 der Architektenkammer vor-
her schriftlich zu melden. 2Ist eine vorherige Meldung
wegen der Dringlichkeit des Tätigwerdens nicht möglich,
so ist die Meldung unverzüglich nachzuholen. 3Bei der
Meldung sind folgende Dokumente vorzulegen:

1. ein Staatsangehörigkeitsnachweis,

2. eine Bescheinigung darüber, dass die Architektin oder
der Architekt im Niederlassungsstaat rechtmäßig als
Architektin oder Architekt niedergelassen und die Aus-
übung des Berufs nicht, auch nicht vorübergehend,
untersagt ist,

3. ein Berufsqualifikationsnachweis und

4. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbil-
dung zu dem Beruf in dem Niederlassungsstaat regle-
mentiert ist, eine Bescheinigung darüber, dass der
Beruf während der vorhergehenden zehn Jahre min-
destens zwei Jahre lang ausgeübt wurde.

4Für den Nachweis der Niederlassung nach Satz 3 Nr. 2
gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 5Wesentliche Ände-
rungen der nach Satz 3 bescheinigten Umstände hat die
Architektin oder der Architekt unverzüglich mitzuteilen
und mit Dokumenten nach Satz 3 nachzuweisen. 

(3) 1Eine auswärtige Architektin oder ein auswärtiger
Architekt wird in die Liste der auswärtigen Architektin-
nen und Architekten eingetragen

1. von Amts wegen, wenn sie oder er die Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3, auch in Verbindung
mit Absatz 1 Satz 4, erfüllt, oder

2. auf Antrag, wenn sie oder er die übrigen Vorausset-
zungen für die Eintragung in die Architektenliste er-
füllt (§ 4 Abs. 2 bis 11 und § 5) oder nach dem Recht
eines anderen Staates die Befugnis erhalten hat, eine
entsprechende Berufsbezeichnung zu führen.

2Die Eintragung in die Liste ist zu streichen, wenn

1. eine Voraussetzung nach § 6 Abs. 1 Satz 1 vorliegt
oder

2. der Beruf nicht mehr unter einer Berufsbezeichnung
nach § 1 Abs. 1 in Niedersachsen ausgeübt wird.

3§ 6 Abs. 1 Satz 2 und § 7 Abs. 2 gelten entsprechend.
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(4) 1Die Architektenkammer kann das Führen einer
Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1, auch in den Formen
nach § 1 Abs. 2, untersagen, wenn die Voraussetzungen
des Absatzes 1 nicht vorliegen oder die auswärtige Archi-
tektin oder der auswärtige Architekt nicht die für den
Beruf erforderliche Zuverlässigkeit besitzt. 2Auswärtigen
Architektinnen und Architekten, die nicht Staatsangehö-
rige eines in Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 genannten Staates sind,
kann die Architektenkammer das Führen der Berufs-
bezeichnung auch untersagen, wenn die Gegenseitigkeit
der Anerkennung nicht gewährleistet ist.

(5) 1Auswärtige Architektinnen und Architekten dürfen
die Berufsbezeichnung mit dem Zusatz ,freischaffend‘ oder
einem ähnlichen Zusatz führen, wenn sie mit dem Zusatz
in die Liste der auswärtigen Architektinnen und Archi-
tekten eingetragen oder nach dem Recht eines anderen
Bundeslandes zum Führen des Zusatzes berechtigt sind.
2§ 4 a Abs. 1 Sätze 2 bis 4, Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.
3Die Eintragung des Zusatzes ist zu streichen, wenn die
Voraussetzungen des § 4 a Abs. 1 Satz 2 nicht mehr vor-
liegen oder eine Berufshaftpflichtversicherung entgegen
§ 4 a Abs. 3 nicht aufrecht erhalten wird. 4Die Architek-
tenkammer kann das Führen des Zusatzes untersagen,
wenn die Voraussetzungen für eine Streichung nach
Satz 3 vorliegen.

(6) Auswärtige Architektinnen und Architekten nach
Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 haben anstelle des Nachweises
einer Berufshaftpflichtversicherung die Architektenkam-
mer über die Einzelheiten zu ihrem Versicherungsschutz
oder einer anderen Art des individuellen oder kollekti-
ven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht zu infor-
mieren.

(7) 1Eine Gesellschaft, die weder in die Gesellschafts-
liste noch in ein vergleichbares Verzeichnis in einem an-
deren Bundesland eingetragen ist (auswärtige Gesell-
schaft), darf in ihrem Namen oder in ihrer Firma eine in
§ 1 Abs. 1 genannte Berufsbezeichnung, auch in den For-
men nach § 1 Abs. 2, führen, wenn sie nach dem Recht des
Staates, in dem sie ihren Sitz hat, befugt ist, diese oder
eine vergleichbare Bezeichnung in ihrem Namen oder ihrer
Firma zu führen. 2Die Architektenkammer kann einer aus-
wärtigen Gesellschaft das Führen der Berufsbezeichnung
untersagen, wenn diese auf Verlangen nicht nachweist,
dass

1. die Voraussetzung nach Satz 1 erfüllt ist und

2. sie die Voraussetzungen nach § 4 b Abs. 1 Nrn. 2, 3, 5
und 7 erfüllt.

3Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.“

5. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt:

„(3) 1Die Voraussetzungen nach Absatz 2 gelten auch
für diejenigen als erfüllt, die bereits einmal

1. in die Architektenliste oder

2. in die entsprechende Liste in einem anderen Bun-
desland, deren Eintragungsvoraussetzungen hin-
sichtlich der Ausbildung den Anforderungen die-
ses Gesetzes entsprechen,

eingetragen wurden. 2Satz 1 gilt nicht, wenn die Ein-
tragung zurückgenommen worden ist, weil deren Vo-
raussetzungen nicht vorgelegen haben.“

b) Der bisherige Absatz 3 wird neuer Absatz 4 und wie
folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Worte „Gesamtdauer der
Ausbildung“ durch das Wort „Regelstudienzeit“
ersetzt. 

bb) Es wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4Die Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 erfüllt
auch, 

1. wer einen am 5. August 1985 in Deutschland
bestehenden Fachhochschul-Studiengang in
der Fachrichtung Architektur abgeschlossen
hat, der den Anforderungen des Artikels 47
Abs. 1 Unterabs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die Anerkennung
von Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255
S. 22; 2007 Nr. L 271 S. 18; 2008 Nr. L 93
S. 28), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 755/2008 der Kommission vom 31. Juli
2008 (ABl. EU Nr. L 205 S. 10), entspricht,
oder

2. wer einen Studiengang nach Artikel 49 oder
Anhang VI dieser Richtlinie abgeschlossen
hat.“

c) Der bisherige Absatz 4 wird neuer Absatz 5 und wie
folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 5 eingefügt: 

„5Bei Studienabschlüssen nach Absatz 4 Satz 4
muss die berufspraktische Tätigkeit in den Fällen
des Absatzes 4 Satz 4 Nr. 1 die Feststellung der
Voraussetzungen des Artikels 47 Abs. 1 der
Richtlinie 2005/36/EG zulassen; in den Fällen des
Absatzes 4 Satz 4 Nr. 2 muss sie den Anforderun-
gen des Anhangs VI dieser Richtlinie entspre-
chen.“

bb) Der bisherige Satz 5 wird Satz 6.

d) Die bisherigen Absätze 5 bis 10 werden Absätze 6 bis
11 und erhalten folgende Fassung:

„(6) 1Die Studienvoraussetzungen der Absätze 2 und 4
erfüllt auch, wer eine an einer ausländischen Hoch-
schule oder sonstigen ausländischen Einrichtung ab-
geschlossene Ausbildung nachweist, wenn der Aus-
bildungsstand gleichwertig ist. 2In die Prüfung der
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes sind die in
anderen Staaten absolvierten Ausbildungsgänge und
die erworbene Berufserfahrung einzubeziehen. 3Bei
Staatsangehörigen eines Staates nach § 2 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 sind in der Fachrichtung Architektur gleichwer-
tig die nach Artikel 21 Abs. 1, 5 und 7 in Verbindung
mit Anhang V Nr. 5.7.1 der Richtlinie 2005/36/EG be-
kannt gemachten oder als genügend anerkannten Aus-
bildungsnachweise sowie Ausbildungsnachweise nach
Artikel 23 Abs. 3 bis 5 und Artikel 49 Abs. 1 Unter-
abs. 1 und Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG in Ver-
bindung mit deren Anhang VI.

(7) Die Befähigung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 be-
sitzt auch, wer eine entsprechende mindestens sieben-
jährige berufspraktische Tätigkeit unter Aufsicht einer
Architektin oder eines Architekten oder eines Archi-
tekturbüros der Fachrichtung, für die die Eintragung
begehrt wird, ausgeübt hat und den Erwerb der ent-
sprechenden Kenntnisse und Fähigkeiten durch Vor-
lage eigener Arbeiten und von Unterlagen entspre-
chend Absatz 5 Satz 3 sowie durch eine Leistungsprü-
fung nachweist, die in ihren Anforderungen mindes-
tens den Anforderungen an den Abschluss einer Fach-
hochschulausbildung entspricht.

(8) In der Fachrichtung Architektur besitzt die Be-
fähigung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 auch, wer

1. als Staatsangehörige oder Staatsangehöriger eines
in § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 genannten Staates unter
Artikel 10 Buchst. b, c, d oder g der Richtlinie
2005/36/EG fällt, wenn die Anforderungen des Ar-
tikels 3 Abs. 3 oder des Artikels 13 der Richtlinie
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2005/36/EG vorliegen, wobei Ausbildungsnach-
weise, Gesamtheiten von Ausbildungsnachweisen
und Berufsqualifikationen unter den Vorausset-
zungen des Artikels 12 der Richtlinie 2005/36/EG
gleichgestellt sind, oder

2. sich durch die Qualität seiner Leistungen auf dem
Gebiet der Architektur besonders ausgezeichnet
hat und dies durch eigene Arbeiten oder eine Be-
scheinigung einer zuständigen Stelle eines in Ab-
satz 6 Satz 3 genannten Staates nachweist.

(9) 1In der Fachrichtung Innenarchitektur, Land-
schaftsarchitektur oder Stadtplanung besitzt die Befä-
higung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 auch, wer als
Staatsangehörige oder Staatsangehöriger eines in § 2
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 genannten Staates

1. einen in einem dieser Staaten ausgestellten Aus-
bildungsnachweis besitzt, der erforderlich ist, um
in diesem Staat die Erlaubnis zur Aufnahme und
Ausübung des Berufs zu erhalten, und der be-
scheinigt, dass die Berufsqualifikation mindestens
auf dem Niveau des Artikels 11 Buchst. c der
Richtlinie 2005/36/EG liegt, oder

2. den Beruf während der vorhergehenden zehn Jahre
mindestens zwei Jahre lang vollzeitlich in einem
dieser Staaten, der den Beruf nicht reglementiert,
ausgeübt hat, wenn sie oder er im Besitz eines oder
mehrerer Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise
ist.

2Die zweijährige Berufserfahrung nach Satz 1 Nr. 2
muss nicht vorliegen, wenn der Ausbildungsnachweis
der Antragstellerin oder des Antragstellers eine regle-
mentierte Ausbildung abschließt, die mindestens auf
dem Niveau des Artikels 11 Buchst. c der Richtlinie
2005/36/EG liegt. 3Die Befähigungs- und Ausbildungs-
nachweise nach den Sätzen 1 und 2 müssen die übri-
gen Anforderungen nach Artikel 13 der Richtlinie
2005/36/EG erfüllen.

(10) Den Nachweisen nach Absatz 9 Satz 3 sind
gleichgestellt

1. in Drittstaaten ausgestellte Ausbildungsnachweise
unter den Voraussetzungen des Artikels 3 Abs. 3
der Richtlinie 2005/36/EG,

2. in einem Mitglied- oder Vertragsstaat (§ 2 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3) als gleichwertig anerkannte Ausbil-
dungsnachweise oder Gesamtheiten von Ausbil-
dungsnachweisen unter den Voraussetzungen des
Artikels 12 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG und

3. Berufsqualifikationen unter den Voraussetzungen
des Artikels 12 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG.

(11) Absatz 6 Satz 3 und die Absätze 8 bis 10 gelten
entsprechend für Staatsangehörige von Drittstaaten,
soweit diese Staatsangehörigen wegen besonderer per-
sönlicher Merkmale hinsichtlich der Anerkennung von
Ausbildungsnachweisen nach dem Recht der Euro-
päischen Gemeinschaft gleichzustellen sind.“

6. Es wird der folgende neue § 4 a eingefügt:

„§ 4 a

Eintragung der Beschäftigungsart, 
Berufshaftpflichtversicherung

(1) 1Die Eintragung in die Architektenliste wird je nach
Beschäftigungsart mit dem Zusatz ,freischaffend‘, ,beam-
tet‘, ,angestellt‘ oder ,baugewerblich tätig‘ versehen. 2Mit
dem Zusatz ,freischaffend‘ wird in die Architektenliste
eingetragen, wer seinen Beruf eigenverantwortlich und
unabhängig ausübt und eine Berufshaftpflichtversicherung
gemäß Absatz 2 nachweist. 3Eigenverantwortlich tätig ist,
wer seine berufliche Tätigkeit unmittelbar selbständig oder
als Gesellschafterin oder Gesellschafter ausübt. 4Unab-

hängig tätig ist, wer bei der Ausübung seiner Berufstätig-
keit weder eigene noch fremde Produktions-, Handels-
oder Lieferinteressen verfolgt, die unmittelbar oder mittel-
bar im Zusammenhang mit der Berufstätigkeit stehen.

(2) 1Die Berufshaftpflichtversicherung nach Absatz 1
Satz 2 muss mindestens fünf Jahre über den Zeitpunkt
der Beendigung des Versicherungsvertrages hinausreichen.
2Personenschäden müssen mindestens zu 1 500 000 Eu-
ro, Sach- und Vermögensschäden mindestens zu 200 000
Euro je Versicherungsfall versichert sein. 3Die Leistungen
des Versicherers für alle innerhalb eines Versicherungs-
jahres verursachten Schäden können auf das Zweifache
des jeweiligen Betrages nach Satz 2 begrenzt werden.

(3) 1Die Berufshaftpflichtversicherung nach Absatz 1
Satz 2 ist aufrechtzuerhalten, solange die Architektin
oder der Architekt mit dem Zusatz ,freischaffend‘ in die
Architektenliste eingetragen ist. 2Von dieser Verpflich-
tung wird auf Antrag befreit, wer den Beruf aus persönli-
chen Gründen, insbesondere wegen Krankheit oder El-
ternzeit, nicht ausübt.

(4) 1Bei erstmaliger Eintragung in die Architektenliste
mit dem Zusatz ,freischaffend‘ wird von dem Nachweis
der Berufshaftpflichtversicherung nach Absatz 1 Satz 2
auf Antrag befreit, wer eine eigenverantwortliche Tätig-
keit für andere noch nicht ausübt. 2Diese Befreiung wird
längstens für ein Jahr erteilt.“

7. Der bisherige § 4 a wird § 4 b und dessen Absatz 2 wie
folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Zahl „250 000“ durch die Zahl
„200 000“ ersetzt.

b) In Satz 3 Halbsatz 2 wird das Wort „Vierfachen“
durch das Wort „Dreifachen“ ersetzt.

8. In § 6 Abs. 2 Satz 3 wird die Paragrafenbezeichnung
„§ 4 a“ durch die Paragrafenbezeichnung „§ 4 b“ ersetzt.

9. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Listen“ die
Worte „oder auf die Ausstellung von Bescheinigungen
nach § 7 b Abs. 2 Satz 1“ eingefügt.

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt: 

„(2) 1Die Architektenkammer bestätigt der antragstel-
lenden Person innerhalb eines Monats den Eingang
des Antrags auf Eintragung und teilt ihr gegebenen-
falls mit, welche Unterlagen fehlen. 2Über den Antrag
auf Eintragung ist innerhalb kürzester Frist, spätes-
tens jedoch drei Monate nach Vorliegen der vollstän-
digen Unterlagen zu entscheiden; in den Fällen des
§ 4 Abs. 8 Nr. 1 und Abs. 9 bis 11 beträgt die Höchst-
frist nach Halbsatz 1 vier Monate. 3Zum Nachweis der
in § 4 Abs. 6, 8 Nr. 1 und Abs. 9 bis 11 genannten
Voraussetzungen dürfen nur die in Anhang VII der
Richtlinie 2005/36/EG genannten Unterlagen und Be-
scheinigungen verlangt werden; die in Anhang VII
Nr. 1 Buchst. d und f der Richtlinie 2005/36/EG ge-
nannten Bescheinigungen werden nur berücksichtigt,
wenn sie bei der Vorlage nicht älter als drei Monate
sind.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird neuer Absatz 3. 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt ge-
ändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „wird“ die Wor-
te „auf Antrag“ eingefügt.

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Die Befristung der Bescheinigung wird auf An-
trag um jeweils höchstens fünf Jahre verlängert.“ 

cc) Satz 3 wird gestrichen.
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10. Nach § 7 a wird der folgende § 7 b eingefügt:

„§ 7 b

Zwischenstaatliche Verwaltungszusammenarbeit

(1) Die Architektenkammer arbeitet bei der Anwen-
dung der Richtlinie 2005/36/EG, soweit diese sich auf Be-
rufsangehörige im Sinne des § 3 Abs. 1 bezieht, mit den
zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union und der anderen Vertragsstaaten des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum so-
wie den nach Artikel 57 der Richtlinie 2005/36/EG einge-
richteten Kontaktstellen eng zusammen und leistet die-
sen Amtshilfe. 

(2) 1Die Architektenkammer erteilt die nach der Richt-
linie 2005/36/EG erforderlichen Auskünfte über Staatsan-
gehörige eines in Absatz 1 genannten Staates, die ihren
Wohnsitz oder ihre berufliche Niederlassung in Nieder-
sachsen haben oder ihren Wohnsitz oder ihre berufliche
Niederlassung unmittelbar vor der Verlegung in einen an-
deren in Absatz 1 genannten Staat in Niedersachsen hat-
ten, und stellt die für die Berufsausübung in den anderen
Mitglied- oder Vertragsstaaten notwendigen Bescheinigun-
gen aus. 2Die Architektenkammer übermittelt Informati-
onen nach Anhang VII Buchst. d der Richtlinie 2005/36/EG
der zuständigen Behörde eines Aufnahmemitglied- oder
-vertragsstaates binnen zwei Monaten. 

(3) 1Die Architektenkammer kann in Bezug auf auswär-
tige Architektinnen und Architekten, die Staatsangehöri-
ge eines Staates nach Absatz 1 sind, von der zuständigen
Behörde des Niederlassungsmitglied- oder -vertragsstaa-
tes Informationen über die Rechtmäßigkeit der Niederlas-
sung sowie darüber anfordern, ob berufsbezogene dis-
ziplinarische oder strafrechtliche Sanktionen vorliegen.
2Auf Anforderung der zuständigen Behörde eines Auf-
nahmemitglied- oder -vertragsstaates hat die Architekten-
kammer die Informationen nach Satz 1 über die bei ihr
erfassten Personen, die in den Listen nach § 4 oder § 7 a
eingetragen sind oder waren, und Informationen über de-
ren Zuverlässigkeit zu übermitteln. 

(4) 1Die Architektenkammer unterrichtet die zuständi-
ge Behörde des Herkunftsmitglied- oder -vertragsstaates
oder des Niederlassungsmitglied- oder -vertragsstaates über

1. Sachverhalte, die sich auf die Ausübung des Berufes
auswirken können, insbesondere über berufsbezogene
disziplinarische und strafrechtliche Sanktionen,

2. die Untersagung, eine Berufsbezeichnung nach § 1
Abs. 1 zu führen, und

3. die Rücknahme der Eintragung in die Architektenliste
oder die Liste der auswärtigen Architektinnen und
Architekten und die Streichung der Eintragung in die-
se Listen nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 3 und 4, auch in
Verbindung mit § 2 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1.

2Wird die Architektenkammer von der zuständigen Be-
hörde des Aufnahmemitglied- oder -vertragsstaates über
einen in Satz 1 genannten Sachverhalt unterrichtet, so
prüft sie die Richtigkeit des Sachverhalts, befindet über
Art und Umfang der durchzuführenden Prüfungen und
unterrichtet die zuständige Behörde in dem Aufnahme-
mitglied- oder -vertragsstaat über die Folgerungen, die sie
aus dem übermittelten Sachverhalt gezogen hat.

(5) 1Beschwert sich eine Dienstleistungsempfängerin
oder ein Dienstleistungsempfänger bei der Architekten-
kammer über eine in Niedersachsen erbrachte Dienstleis-
tung einer auswärtigen Architektin oder eines auswär-
tigen Architekten, die oder der die Staatsangehörigkeit
eines Staates nach Absatz 1 besitzt und in einem dieser
Staaten niedergelassen ist, so holt die Architektenkam-
mer die für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens
erforderlichen Informationen bei der zuständigen Behör-
de des Niederlassungsmitglied- oder -vertragsstaates ein

und unterrichtet die Empfängerin oder den Empfänger
der Dienstleistung über das Ergebnis des Beschwerdever-
fahrens. 2Auf Anforderung der zuständigen Behörde des
Aufnahmemitglied- oder -vertragsstaates übermittelt die
Architektenkammer die Informationen, die zur Durch-
führung eines Beschwerdeverfahrens wegen einer von ei-
nem Kammermitglied in dem Aufnahmemitglied- oder
-vertragsstaat erbrachten Dienstleistung erforderlich sind;
Halbsatz 1 gilt entsprechend für andere in eine Liste der
Kammer eingetragene Personen.

(6) Die Absätze 2, 3 und 5 gelten entsprechend für
Staatsangehörige von Drittstaaten, soweit diese Staatsan-
gehörigen wegen besonderer persönlicher Merkmale hin-
sichtlich der Anerkennung von Ausbildungsnachweisen
oder der Dienstleistungsfreiheit nach dem Recht der Eu-
ropäischen Gemeinschaft gleichzustellen sind.“

11. § 7 c wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 9 werden nach dem Wort „Eintra-
gungsversagungen“ ein Komma und die Worte
„Untersagungen des Führens einer Berufsbe-
zeichnung nach § 1 Abs. 1“ eingefügt.

bb) Nach Nummer 11 wird die folgende neue Num-
mer 12 eingefügt:

„12. Personendaten, deren Übermittlung oder
Entgegennahme zur Erfüllung der Aufgaben
nach § 7 b erforderlich ist,“.

cc) Die bisherige Nummer 12 wird Nummer 13.

b) In Absatz 3 Halbsatz 1 wird die Zahl „12“ durch die
Zahl „13“ ersetzt.

c) Absatz 8 erhält folgende Fassung:

„(8) 1Die Architektenkammer ist berechtigt,

1. Daten aus den von ihr nach gesetzlichen Vor-
schriften zu führenden Listen,

2. Daten aus Eintragungsanträgen und aus Meldun-
gen nach § 2 Abs. 2,

3. Daten betreffend die Versagung oder Streichung
einer Eintragung,

4. Daten betreffend die Ahndung von Berufsverge-
hen und

5. Daten betreffend die Untersagung gemäß § 2 Abs. 4

an zuständige inländische Behörden und entspre-
chende Stellen in einem Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
in entsprechender Anwendung des § 11 des Nieder-
sächsischen Datenschutzgesetzes zu übermitteln und
von diesen Stellen gleichartige Auskünfte einzuholen.
2Die Datenübermittlung an Stellen außerhalb dieser
Staaten richtet sich nach § 14 des Niedersächsischen
Datenschutzgesetzes.“

12. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 10 wird die Verweisung „§ 158 c Abs. 2
des Gesetzes über den Versicherungsvertrag“ durch
die Verweisung „§ 117 Abs. 2 des Versicherungsver-
tragsgesetzes“ ersetzt.

b) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt:

„(4) Die Architektenkammer legt der Aufsichtsbe-
hörde erstmals zum 10. Oktober 2009 und danach je-
weils alle zwei Jahre einen Bericht über die An-
wendung der Richtlinie 2005/36/EG einschließlich
einer statistischen Aufstellung der hierzu getroffenen
Entscheidungen sowie einer Beschreibung der Haupt-
probleme vor, die sich aus der Anwendung der Richt-
linie ergeben.“
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c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie folgt ge-
ändert:

Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. die Aufgaben betreffend die Gesellschaften (§ 1 a),
die auswärtigen Architektinnen und Architekten,
die Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser
sowie die Aufgaben nach Absatz 4 und § 7 b und“. 

13. In § 11 Abs. 2 Nr. 4 wird der Klammerzusatz „(§ 4 Abs. 7
Satz 1)“ durch den Klammerzusatz „(§ 4 a Abs. 1 Satz 1)“
ersetzt.

14. In § 13 Abs. 1 wird der Klammerzusatz „(§ 9 Abs. 4)“
durch den Klammerzusatz „(§ 9 Abs. 5)“ ersetzt.

15. § 22 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Der Eintragungsausschuss entscheidet 

1. bei Eintragungen, 

2. bei der Erteilung von Bescheinigungen nach Arti-
kel 47 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG,

3. bei Streichungen, die darauf beruhen, dass die Eintra-
gungsvoraussetzungen nicht vorgelegen haben oder
nicht mehr vorliegen (§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, auch in
Verbindung mit § 2 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1, oder nach § 6
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4)

in der Besetzung mit dem vorsitzenden Mitglied und
zwei beisitzenden Mitgliedern mit Stimmmehrheit.“

16. In § 24 Abs. 2 Nr. 4 werden nach dem Wort „Berufstätig-
keiten“ ein Komma und die Worte „mindestens aber in
dem Deckungsumfang nach § 4 a Abs. 2,“ eingefügt.

17. In § 25 Abs. 5 Satz 1 wird der Klammerzusatz „(§§ 2, 4
und 4 a)“ durch den Klammerzusatz „(§§ 2, 4 und 4 b)“
ersetzt.

18. § 32 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz.

b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Ingenieurgesetzes

Das Niedersächsische Ingenieurgesetz in der Fassung vom
12. Juli 2007 (Nds. GVBl. S. 324, S. 434) wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Fußnote zur Überschrift des Gesetzes wird gestri-
chen. 

2. § 1 erhält folgende Fassung:

„§ 1

Führen der Berufsbezeichnung 
,Ingenieurin‘ oder ,Ingenieur‘

(1) Die Berufsbezeichnung ,Ingenieurin‘ oder ,Inge-
nieur‘ darf führen, wer

1. ein Studium in einem Studiengang in einer techni-
schen oder naturwissenschaftlichen Fachrichtung mit
einer Regelstudienzeit von mindestens drei Jahren an
einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hoch-
schule oder an einer anderen staatlichen oder staat-
lich anerkannten Ausbildungseinrichtung mit gleich-
wertigem Niveau in 

a) einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, 

b) einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum oder 

c) in einem Staat, dem gegenüber die Mitgliedstaaten
der Europäischen Union vertragsrechtlich zur Gleich-
behandlung seiner Staatsangehörigen verpflichtet
sind, 

mit einem Diplom oder einem vergleichbaren Befähi-
gungsnachweis abgeschlossen hat,

2. im Inland

a) ein Studium an einer öffentlichen Ingenieurschule
oder an einer ihr hinsichtlich des Studienab-
schlusses rechtlich gleichgestellten privaten Inge-
nieurschule,

b) eine Ausbildung in einem technischen oder natur-
wissenschaftlichen Fach an einer staatlich aner-
kannten Berufsakademie oder

c) einen Betriebsführerlehrgang an einer staatlich an-
erkannten Bergschule 

mit Erfolg abgeschlossen hat,

3. nach dem Recht eines anderen Bundeslandes zum
Führen der Berufsbezeichnung berechtigt ist,

4. bis zum 2. Oktober 1990 im Geltungsbereich des
Grundgesetzes zum Führen der Berufsbezeichnung
berechtigt war oder

5. durch eine deutsche Behörde die Berechtigung erhal-
ten hat, die Bezeichnung ,Ingenieurin (grad.)‘ oder ,In-
genieur (grad.)‘ zu führen.

(2) 1Die Berufsbezeichnung ,Ingenieurin‘ oder ,Inge-
nieur‘ darf auch führen, wer als Staatsangehörige oder
Staatsangehöriger eines in Absatz 1 Nr. 1 genannten Staa-
tes

1. einen in einem dieser Staaten ausgestellten Befähi-
gungs- oder Ausbildungsnachweis besitzt, der erfor-
derlich ist, um in diesem Staat die Erlaubnis zur
Aufnahme und Ausübung des Ingenieurberufs zu er-
halten, und der bescheinigt, dass die Berufsqualifi-
kation mindestens auf dem Niveau des Artikels 11
Buchst. c der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 7. September 2005
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen
(ABl. EU Nr. L 255 S. 22; 2007 Nr. L 271 S. 18; 2008
Nr. L 93 S. 28), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 755/2008 der Kommission vom 31. Juli
2008 (ABl. EU Nr. L 205 S. 10) liegt, oder

2. den Ingenieurberuf während der vorhergehenden
zehn Jahre mindestens zwei Jahre lang vollzeitlich in
einem dieser Staaten, der den Beruf nicht reglemen-
tiert, ausgeübt hat, wenn sie oder er im Besitz von Be-
fähigungs- oder Ausbildungsnachweisen ist, die diese
Tätigkeit belegen.

2Die zweijährige Berufserfahrung nach Satz 1 Nr. 2 muss
nicht vorliegen, wenn der Ausbildungsnachweis eine reg-
lementierte Ausbildung abschließt, die mindestens auf
dem Niveau des Artikels 11 Buchst. c der Richtlinie
2005/36/EG liegt. 3Die Befähigungs- und Ausbildungs-
nachweise nach den Sätzen 1 und 2 müssen von der
innerstaatlich zuständigen Behörde ausgestellt worden
sein; die Nachweise nach Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 müssen
bescheinigen, dass die Inhaberin oder der Inhaber auf die
Ausübung des betreffenden Berufs vorbereitet wurde.

(3) Den Nachweisen nach Absatz 2 sind gleichgestellt

1. in Drittstaaten ausgestellte Ausbildungsnachweise,
wenn ein Mitglied- oder Vertragsstaat (Absatz 1 Nr. 1
Buchst. a oder b)

a) einer Staatsangehörigen oder einem Staatsangehö-
rigen eines dieser Staaten oder 

b) einer hinsichtlich der Anerkennung beruflicher
Qualifikationen durch das Recht der Europäischen
Gemeinschaft gleichgestellten Person 

den Nachweis als gleichwertig anerkannt und be-
scheinigt hat, dass die Inhaberin oder der Inhaber des
Nachweises in seinem Hoheitsgebiet drei Jahre Be-
rufserfahrung als Ingenieurin oder Ingenieur erwor-
ben hat,
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2. in einem Mitglied- oder Vertragsstaat nach Nummer 1
als gleichwertig anerkannte Ausbildungsnachweise
oder Gesamtheiten von Ausbildungsnachweisen un-
ter den Voraussetzungen des Artikels 12 Abs. 1 der
Richtlinie 2005/36/EG und

3. Berufsqualifikationen, die darauf beruhen, dass ein
Mitglied- oder Vertragsstaat nach Nummer 1 die nach
dem dortigen Recht abgeschlossenen Ausbildungen
nach einer Rechtsänderung weiterhin anerkennt (er-
worbene Rechte), unter den Voraussetzungen des Ar-
tikels 12 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG.

(4) Absatz 2 gilt entsprechend für Staatsangehörige von
Drittstaaten, soweit diese Staatsangehörigen wegen be-
sonderer persönlicher Merkmale nach dem Recht der Eu-
ropäischen Gemeinschaft gleichzustellen sind.

(5) 1Wer im Inland weder einen Wohnsitz noch eine
berufliche Niederlassung hat und in Niedersachsen vo-
rübergehend und gelegentlich Dienstleistungen als Inge-
nieurin oder Ingenieur erbringt oder als angestellte Inge-
nieurin oder angestellter Ingenieur tätig wird, darf eine
Berufsbezeichnung nach Absatz 1 auch führen, wenn sie
oder er

1. nach dem Recht eines anderen Staates das Recht zum
Führen der Berufsbezeichnung erhalten hat, oder

2. als Staatsangehörige oder Staatsangehöriger eines in
Absatz 1 Nr. 1 genannten Staates

a) zur Ausübung des Ingenieurberufs rechtmäßig in
einem dieser Staaten niedergelassen ist und

b) für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbil-
dung zu dem Beruf in dem Niederlassungsstaat
reglementiert ist, den Beruf dort während der vor-
hergehenden zehn Jahre zwei Jahre lang ausgeübt
hat.

2Bei angestellten Ingenieurinnen und Ingenieuren gilt als
Nachweis der Niederlassung im Sinne des Satzes 1 Nr. 2
Buchst. a der im betreffenden Staat ausgestellte Beschäfti-
gungsnachweis. 3Der vorübergehende und gelegentliche
Charakter der Erbringung von Dienstleistungen wird ins-
besondere anhand von Dauer, Häufigkeit, regelmäßiger
Wiederkehr und Kontinuität der Dienstleistungen beur-
teilt. 4Satz 1 Nr. 2 gilt entsprechend für Staatsangehörige
von Drittstaaten, soweit diese Staatsangehörigen hin-
sichtlich der Dienstleistungsfreiheit wegen besonderer
persönlicher Merkmale nach dem Recht der Europä-
ischen Gemeinschaft gleichzustellen sind.

(6) 1Die Berufsbezeichnung ,Ingenieurin‘ oder ,Inge-
nieur‘ darf auch führen, wer aufgrund eines Abschluss-
zeugnisses einer ausländischen Hochschule oder einer
sonstigen ausländischen Schule von der Ingenieurkam-
mer die Genehmigung hierzu erhalten hat. 2Die Genehmi-
gung ist zu erteilen, wenn der Abschluss an der auslän-
dischen Hochschule oder Schule dem Abschluss eines
inländischen Studiums

1. an einer Hochschule in einer technischen oder natur-
wissenschaftlichen Fachrichtung mit einer Regelstu-
dienzeit von mindestens drei Jahren oder

2. einer öffentlichen Ingenieurschule oder einer ihr hin-
sichtlich des Studienabschlusses rechtlich gleichge-
stellten privaten Ingenieurschule

gleichwertig ist. 3Den Antragstellerinnen oder Antragstel-
lern, die nicht Staatsangehörige eines in Absatz 1 Nr. 1
genannten Staates sind, kann die Ingenieurkammer die
Genehmigung versagen, wenn die Gegenseitigkeit der
Anerkennung nicht gewährleistet ist.

(7) Eine der Berufsbezeichnung ,Ingenieur‘ ähnliche
Bezeichnung oder eine Wortverbindung mit einer sol-
chen oder ähnlichen Bezeichnung darf nur verwenden,
wer die Berufsbezeichnung nach Absatz 1 führen darf.“

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung:

„6. eine Berufshaftpflichtversicherung zur Deckung
der sich aus seiner Berufstätigkeit ergebenden
Haftpflichtgefahren nachweist, die mindestens
den Deckungsumfang nach Absatz 4 Sätze 1 und 2
umfasst.“

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) 1Mit der Berufshaftpflichtversicherung nach
Absatz 1 Nr. 6 müssen Personenschäden mindestens
zu 1 500 000 Euro, Sach- und Vermögensschäden min-
destens zu 200 000 Euro je Versicherungsfall versi-
chert sein; der Versicherungsschutz muss mindestens
fünf Jahre über den Zeitpunkt der Beendigung des
Versicherungsvertrages hinausreichen. 2Die Leistun-
gen des Versicherers für alle innerhalb eines Versiche-
rungsjahres verursachten Schäden können auf das
Zweifache des jeweiligen Betrages nach Satz 1 be-
grenzt werden. 3Die Versicherung ist für die Dauer der
Eintragung in der Liste der Beratenden Ingenieurin-
nen und Ingenieure aufrechtzuerhalten. 4Von der Ver-
pflichtung nach Satz 3 wird auf Antrag befreit, wer
den Beruf aus persönlichen Gründen, insbesondere
wegen Krankheit oder Elternzeit, nicht ausübt.“

4. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 wird die Zahl „250 000“ durch die Zahl
„200 000“ ersetzt.

b) In Satz 4 Halbsatz 2 wird das Wort „Vierfachen“
durch das Wort „Dreifachen“ ersetzt.

5. § 8 erhält folgende Fassung:

„§ 8

Auswärtige Beratende 
Ingenieurinnen und Ingenieure

(1) 1Wer im Inland weder einen Wohnsitz noch eine
berufliche Niederlassung hat und in Niedersachsen vo-
rübergehend und gelegentlich (§ 1 Abs. 5 Satz 3) Dienst-
leistungen als Ingenieurin oder Ingenieur erbringt oder
als angestellte Ingenieurin oder angestellter Ingenieur tä-
tig wird, darf die Berufsbezeichnung ,Beratende Inge-
nieurin‘ oder ,Beratender Ingenieur‘, auch in den Formen
nach § 3 Abs. 2, nur führen, wenn sie oder er

1. hierzu die Genehmigung der Ingenieurkammer nach
Satz 3 erhalten hat,

2. nach dem Recht eines anderen Bundeslandes zum
Führen der Berufsbezeichnung berechtigt ist oder

3. als Staatsangehörige oder Staatsangehöriger eines
Staates nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 

a) zur Ausübung des Ingenieurberufs rechtmäßig in
einem dieser Staaten niedergelassen ist,

b) für den Fall, dass weder der Ingenieurberuf noch
die Ausbildung zu dem Beruf in dem Niederlas-
sungsstaat reglementiert ist, den Beruf dort wäh-
rend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens
zwei Jahre lang ausgeübt hat,

c) unabhängig und eigenverantwortlich im Sinne des
§ 4 Abs. 2 und 3 tätig ist und die Ingenieurkammer
über die Einzelheiten ihres oder seines Versiche-
rungsschutzes oder einer anderen Art des indivi-
duellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die
Berufshaftpflicht informiert hat und

d) die Meldepflicht nach Absatz 2 erfüllt hat

(auswärtige Beratende Ingenieurin oder auswärtiger Bera-
tender Ingenieur). 2Bei angestellten Ingenieurinnen und
Ingenieuren gilt als Nachweis der Niederlassung im Sin-
ne des Satzes 1 Nr. 3 Buchst. a der im betreffenden Staat
ausgestellte Beschäftigungsnachweis. 3Die Genehmigung



Nds. GVBl. Nr. 25/2008, ausgegeben am 12. 12. 2008

376

nach Satz 1 Nr. 1 wird auf Antrag erteilt, wenn die Vo-
raussetzungen des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 bis 6 vorliegen;
§ 4 Abs. 4 Sätze 3 und 4 und Abs. 5 gilt entsprechend.
4Für Ingenieurinnen und Ingenieure, die als Angestellte
tätig werden, gilt Satz 3 Halbsatz 1 mit der Maßgabe ent-
sprechend, dass die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 Satz 1
Nrn. 2 bis 4 vorliegen müssen. 5Satz 1 Nr. 3 gilt entspre-
chend für Staatsangehörige von Drittstaaten, soweit diese
Staatsangehörigen wegen besonderer persönlicher Merk-
male hinsichtlich der Dienstleistungsfreiheit nach dem
Recht der Europäischen Gemeinschaft gleichzustellen
sind.

(2) 1Auswärtige Beratende Ingenieurinnen und Inge-
nieure, die Staatsangehörige eines in § 1 Abs. 1 Nr. 1 ge-
nannten Staates sind und nicht unter Absatz 1 Satz 1
Nr. 2 fallen, haben das erstmalige Erbringen einer Dienst-
leistung in Niedersachsen unter der Berufsbezeichnung
nach § 3 Abs. 1 der Ingenieurkammer vorher schriftlich
zu melden. 2Ist eine vorherige Meldung wegen der Dring-
lichkeit des Tätigwerdens nicht möglich, so ist die Mel-
dung unverzüglich nachzuholen. 3Bei der Meldung sind
folgende Dokumente vorzulegen:

1. ein Staatsangehörigkeitsnachweis,

2. eine Bescheinigung darüber, dass sie oder er im Nie-
derlassungsstaat rechtmäßig als Ingenieurin oder In-
genieur niedergelassen und die Ausübung des Berufs
zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigung nicht,
auch nicht vorübergehend, untersagt ist,

3. ein Berufsqualifikationsnachweis,

4. für den Fall, dass weder der Ingenieurberuf noch die
Ausbildung zu dem Beruf im Niederlassungsstaat reg-
lementiert ist, eine Bescheinigung darüber, dass der
Beruf während der vorhergehenden zehn Jahre min-
destens zwei Jahre lang ausgeübt wurde.

4Bei angestellten Ingenieurinnen und Ingenieuren gilt als
Nachweis der Niederlassung im Sinne des Satzes 3 Nr. 2
der im betreffenden Staat ausgestellte Beschäftigungs-
nachweis. 5Wesentliche Änderungen der nach Satz 3
bescheinigten Umstände hat die auswärtige Beratende In-
genieurin oder der auswärtige Beratende Ingenieur un-
verzüglich mitzuteilen und auf Verlangen mit
Dokumenten nach Satz 3 nachzuweisen.

(3) 1Die Ingenieurkammer kann das Führen der Berufs-
bezeichnung nach § 3 Abs. 1 untersagen, wenn die Vo-
raussetzungen des Absatzes 1 nicht vorliegen oder die
auswärtige Beratende Ingenieurin oder der auswärtige
Beratende Ingenieur nicht die für den Beruf erforderliche
Zuverlässigkeit besitzt. 2Auswärtigen Beratenden Inge-
nieurinnen und Ingenieuren, die nicht Staatsangehörige
eines in Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 genannten Staates sind,
kann die Ingenieurkammer das Führen der Berufsbe-
zeichnung nach § 3 Abs. 1 auch untersagen, wenn die
Gegenseitigkeit hinsichtlich des Rechts zum Führen der
Berufsbezeichnung nicht gewährleistet ist.“

6. Die §§ 10 und 11 erhalten folgende Fassung:

„§ 10

Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser

(1) In die Liste der Entwurfsverfasserinnen und Ent-
wurfsverfasser wird auf Antrag eingetragen, wer

1. aufgrund eines Studiums des Bauingenieurwesens die
Berufsbezeichnung ,Ingenieurin‘ oder ,Ingenieur‘ füh-
ren darf und danach mindestens zwei Jahre lang auf
dem Gebiet der Objektplanung von Gebäuden prak-
tisch tätig gewesen ist oder

2. in dem entsprechenden Verzeichnis in einem anderen
Bundesland eingetragen ist, wenn die Eintragungsvo-
raussetzungen in dem anderen Bundesland den An-
forderungen nach Nummer 1 entsprechen.

(2) Die in die Liste nach Absatz 1 eingetragenen Ent-
wurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser haben sich
auf dem Gebiet des öffentlichen Baurechts beruflich fort-
zubilden.

(3) 1Staatsangehörige eines in § 1 Abs. 1 Nr. 1 genann-
ten Staates, die im Inland weder einen Wohnsitz noch
eine berufliche Niederlassung haben, dürfen in Nieder-
sachsen vorübergehend und gelegentlich Dienstleistun-
gen als Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser (§ 58
der Niedersächsischen Bauordnung — NBauO) erbrin-
gen, wenn sie 

1. in einem dieser Staaten zur Erbringung von Dienst-
leistungen, die den Anforderungen nach § 58 Abs. 1
und 2 NBauO entsprechen, rechtmäßig niedergelas-
sen sind und

2. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbil-
dung zu dem Beruf in dem Niederlassungsstaat regle-
mentiert ist, den Beruf dort während der vorhergehen-
den zehn Jahre zwei Jahre lang ausgeübt haben.

2Personen nach Satz 1 haben das erstmalige Erbringen ei-
ner Dienstleistung als Entwurfsverfasserin und Entwurfs-
verfasser in Niedersachsen der Ingenieurkammer vorher
schriftlich zu melden. 3§ 8 Abs. 2 Sätze 2, 3 und 5 gilt ent-
sprechend. 4Die Ingenieurkammer bestätigt auf Antrag,
dass die Meldung erfolgt ist. 5Der Meldepflicht unterliegt
nicht, wer sich bereits in einem anderen Bundesland ge-
meldet hat und infolgedessen dort als Entwurfsverfasse-
rin oder Entwurfsverfasser tätig werden darf.

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für Staatsangehörige von
Drittstaaten, soweit diese Staatsangehörigen wegen be-
sonderer persönlicher Merkmale hinsichtlich der Dienst-
leistungsfreiheit nach dem Recht der Europäischen Ge-
meinschaft gleichzustellen sind.

(5) § 1 Abs. 5 Satz 3, § 4 Abs. 1 Satz 2, § 8 Abs. 3, § 9
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 und Satz 2 sowie § 11 Abs. 2
Nr. 3 gelten entsprechend.

§ 11

Tragwerksplanerinnen und Tragwerksplaner

(1) 1In die Liste der Tragwerksplanerinnen und Trag-
werksplaner wird auf Antrag eingetragen, wer

1. aufgrund eines Studiums des Hochbaus (Artikel 49
Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG) oder des Bauinge-
nieurwesens die Berufsbezeichnung ,Ingenieurin‘ oder
,Ingenieur‘ führen darf und danach mindestens drei
Jahre lang in der Tragwerksplanung tätig gewesen ist,

2. die Berufsbezeichnung ,Architektin‘ oder ,Architekt‘
führen darf und mindestens drei Jahre lang in der
Tragwerksplanung tätig gewesen ist oder

3. in dem entsprechenden Verzeichnis in einem anderen
Bundesland eingetragen ist, wenn die Eintragungsvo-
raussetzungen in dem anderen Bundesland den An-
forderungen der Nummer 1 oder 2 entsprechen.

2In den Fällen des Satzes 1 Nrn. 1 und 3 setzt die Eintra-
gung außerdem voraus, dass die Tragwerksplanerin oder
der Tragwerksplaner Mitglied der Ingenieurkammer oder
Mitglied einer entsprechenden Kammer in einem ande-
ren Bundesland ist. 

(2) Tragwerksplanerinnen und Tragwerksplaner, die in
der Liste nach Absatz 1 eingetragen sind und nicht Mit-
glied der Ingenieurkammer sind, haben der Ingenieur-
kammer 

1. die Beendigung ihrer Mitgliedschaft in einer anderen
Ingenieurkammer,

2. den Wegfall der Berechtigung zum Führen der Berufs-
bezeichnung ,Architektin‘ oder ,Architekt‘ und



Nds. GVBl. Nr. 25/2008, ausgegeben am 12. 12. 2008

377

3. die Streichung der Eintragung in einem entsprechen-
den Verzeichnis in einem anderen Bundesland

unverzüglich anzuzeigen.

(3) 1Staatsangehörige eines in § 1 Abs. 1 Nr. 1 genann-
ten Staates, die im Inland weder einen Wohnsitz noch
eine berufliche Niederlassung haben, dürfen in Nieder-
sachsen vorübergehend und gelegentlich Dienstleistun-
gen als Tragwerksplanerin oder Tragwerksplaner erbrin-
gen, wenn sie

1. in einem dieser Staaten als Tragwerksplanerin oder
Tragwerksplaner rechtmäßig niedergelassen sind und

2. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbil-
dung zu dem Beruf in dem Niederlassungsstaat regle-
mentiert ist, den Beruf dort während der vorherge-
henden zehn Jahre zwei Jahre lang ausgeübt haben.

2Personen nach Satz 1 haben das erstmalige Erbringen ei-
ner Dienstleistung als Tragwerksplanerin und Tragwerks-
planer in Niedersachsen der Ingenieurkammer vorher
schriftlich zu melden. 3§ 8 Abs. 2 Sätze 2, 3 und 5 sowie
§ 10 Abs. 3 Sätze 4 und 5 und Abs. 4 gelten entspre-
chend. 

(4) § 1 Abs. 5 Satz 3, § 4 Abs. 1 Satz 2, § 8 Abs. 3, § 9
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 und Satz 2 gelten entspre-
chend.“

7. § 12 wird gestrichen.

8. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 4 wird die Verweisung „§ 1 Abs. 2“
durch die Verweisung „§ 1 Abs. 6 und § 8 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1“ ersetzt.

bb) In Nummer 10 wird die Verweisung „§ 158 c
Abs. 2 des Gesetzes über den Versicherungsver-
trag“ durch die Verweisung „§ 117 Abs. 2 des
Versicherungsvertragsgesetzes“ ersetzt.

b) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt:

„(3) Die Ingenieurkammer legt der Aufsichtsbehör-
de erstmals zum 10. Oktober 2009 und danach jeweils
alle zwei Jahre einen Bericht über die Anwendung der
Richtlinie 2005/36/EG einschließlich einer statisti-
schen Aufstellung der hierzu getroffenen Entschei-
dungen sowie einer Beschreibung der Hauptprobleme
vor, die sich aus der Anwendung der Richtlinie er-
geben.“

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt ge-
ändert:

In Nummer 1 werden nach dem Wort „Ingenieure“
ein Komma und die Worte „die Aufgaben nach Ab-
satz 3 und § 15 b dieses Gesetzes und nach § 58 Abs. 6
Sätze 6, 7 und 9 sowie Abs. 8 NBauO“ eingefügt.

9. Nach § 15 werden die folgenden §§ 15 a und 15 b einge-
fügt:

„§ 15 a

Verfahren
1Die Ingenieurkammer bestätigt der antragstellenden

Person innerhalb eines Monats den Eingang des Antrags
auf Eintragung in die nach § 15 Abs. 1 Nr. 4 zu führenden
Listen oder auf Erteilung einer Genehmigung nach § 1
Abs. 6 oder § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und teilt ihr gegebe-
nenfalls mit, welche Unterlagen fehlen. 2Über den An-
trag ist innerhalb kürzester Frist, spätestens jedoch drei
Monate nach Vorliegen der vollständigen Unterlagen zu
entscheiden; bei Entscheidungen über den Antrag auf
Eintragung in die Liste der Beratenden Ingenieurinnen
und Ingenieure, die die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2, 3
oder 4 erfüllen, beträgt die Höchstfrist nach Halbsatz 1
vier Monate.

§ 15 b

Zwischenstaatliche Verwaltungszusammenarbeit

(1) Die Ingenieurkammer arbeitet in Bezug auf die
Richtlinie 2005/36/EG, soweit diese sich auf Ingenieurin-
nen und Ingenieure, auf Entwurfsverfasserinnen und Ent-
wurfsverfasser sowie auf Tragwerksplanerinnen und Trag-
werksplaner bezieht, mit den zuständigen Behörden der
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum sowie den nach Artikel 57 der
Richtlinie 2005/36/EG eingerichteten Kontaktstellen eng
zusammen und leistet diesen Amtshilfe.

(2) 1Die Ingenieurkammer erteilt über Staatsangehörige
eines in Absatz 1 genannten Staates, die ihren Wohnsitz
oder ihre berufliche Niederlassung in Niedersachsen ha-
ben oder ihren Wohnsitz oder ihre berufliche Niederlas-
sung unmittelbar vor der Verlegung in einen anderen in
Absatz 1 genannten Staat in Niedersachsen hatten, die
nach der Richtlinie 2005/36/EG erforderlichen Auskünfte
und stellt die für die Berufsausübung in den anderen Mit-
glied- oder Vertragsstaaten notwendigen Bescheinigun-
gen aus. 2Die Ingenieurkammer übermittelt Informationen
nach Anhang VII Buchst. d der Richtlinie 2005/36/EG der
zuständigen Behörde eines Aufnahmemitglied- oder -ver-
tragsstaates binnen zwei Monaten. 

(3) 1Die Ingenieurkammer kann in Bezug auf Ingenieu-
rinnen oder Ingenieure oder auswärtige Beratende Inge-
nieurinnen oder auswärtigen Beratenden Ingenieure, die
als Staatsangehörige eines Staates nach Absatz 1 in einem
dieser Staaten niedergelassen sind, von der zuständigen
Behörde des Niederlassungsmitglied- oder -vertragsstaa-
tes Informationen über die Rechtmäßigkeit der Nieder-
lassung sowie darüber anfordern, ob berufsbezogene dis-
ziplinarische oder strafrechtliche Sanktionen vorliegen.
2Auf Anforderung der zuständigen Behörde eines Auf-
nahmemitglied- oder -vertragsstaates hat die Ingenieur-
kammer die Informationen nach Satz 1 über Personen,
die in die bei ihr geführten Listen eingetragen sind oder
eingetragen waren, und Informationen über deren Zuver-
lässigkeit zu übermitteln. 

(4) 1Die Ingenieurkammer unterrichtet die zuständige
Behörde des Herkunftsmitglied- oder -vertragsstaates oder
des Niederlassungsmitglied- oder -vertragsstaates über

1. Sachverhalte, die sich auf die Ausübung des Berufes
auswirken können, insbesondere über berufsbezogene
disziplinarische und strafrechtliche Sanktionen,

2. die Untersagung, eine Berufsbezeichnung nach § 1
Abs. 1 oder § 3 Abs. 1 zu führen, und

3. die Streichung der Eintragung in die Liste der Beraten-
den Ingenieurinnen und Ingenieure nach § 9 Abs. 1
Satz 1 Nrn. 3 und 4.

2Wird die Ingenieurkammer von der zuständigen Behörde
des Aufnahmemitglied- oder -vertragsstaates über einen in
Satz 1 genannten Sachverhalt unterrichtet, so prüft sie
die Richtigkeit des Sachverhalts, befindet über Art und
Umfang der durchzuführenden Prüfungen und unter-
richtet die zuständige Behörde in dem Aufnahmemit-
glied- oder -vertragsstaat über die Folgerungen, die sie
aus dem übermittelten Sachverhalt gezogen hat.

(5) 1Beschwert sich eine Dienstleistungsempfängerin
oder ein Dienstleistungsempfänger bei der Ingenieurkam-
mer über eine in Niedersachsen erbrachte Dienstleistung
einer Ingenieurin oder eines Ingenieurs oder einer aus-
wärtigen Beratenden Ingenieurin oder eines auswärtigen
Beratenden Ingenieurs, die oder der die Staatsangehörig-
keit eines Staates nach Absatz 1 besitzt und in einem die-
ser Staaten niedergelassen ist, so holt die Ingenieurkam-
mer die für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens
erforderlichen Informationen bei der zuständigen Behör-
de des Niederlassungsmitglied- oder -vertragsstaates ein
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und unterrichtet die Empfängerin oder den Empfänger
der Dienstleistung über das Ergebnis des Beschwerdever-
fahrens. 2Auf Anforderung der zuständigen Behörde des
Aufnahmemitglied- oder -vertragsstaates übermittelt die
Ingenieurkammer die Informationen, die zur Durch-
führung eines Beschwerdeverfahrens wegen einer von ei-
nem Kammermitglied in dem Aufnahmemitglied- oder
-vertragsstaat erbrachten Dienstleistung erforderlich sind;
Halbsatz 1 gilt entsprechend für andere in eine Liste der
Kammer eingetragene Personen.

(6) Die Absätze 2, 3 und 5 gelten entsprechend für
Staatsangehörige von Drittstaaten, soweit diese Staatsan-
gehörigen wegen besonderer persönlicher Merkmale hin-
sichtlich der Anerkennung von Ausbildungsnachweisen
oder der Dienstleistungsfreiheit nach dem Recht der Eu-
ropäischen Gemeinschaft gleichzustellen sind.“

10. In § 28 Satz 1 wird der Klammerzusatz „(§ 15 Abs. 3)“
durch den Klammerzusatz „(§ 15 Abs. 4)“ ersetzt.

11. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Nr. 4 erhält folgende Fassung:

„4. sich im Fall der eigenverantwortlichen Tätigkeit
für andere gegen Haftpflichtgefahren, die sich aus
der ausschließlichen Wahrnehmung von Berufs-
aufgaben nach § 5 ergeben, entsprechend dem
Umfang und der Art der ausgeübten Berufstätig-
keiten, mindestens aber in dem Deckungsumfang
nach § 4 Abs. 4 Sätze 1 und 2, zu versichern,“.

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Für auswärtige Beratende Ingenieurinnen
und Ingenieure gelten die Absätze 1 bis 3 entspre-
chend, soweit sie ihren Beruf in Niedersachsen
ausüben, mit der Maßgabe, dass bei Staatsangehö-
rigen der in § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Satz 5 ge-
nannten Staaten die Information über den Versi-
cherungsschutz (§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchst. c)
genügt.“

12. § 34 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 2, 3, 5 und 6 werden gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2.

Artikel 3

Änderung der Niedersächsischen Bauordnung

Die Niedersächsische Bauordnung in der Fassung vom
10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2007 (Nds. GVBl. S 324),
wird wie folgt geändert:

1. Die Fußnote zur Überschrift wird gestrichen.

2. § 58 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) in Nummer 3 werden die Worte „der Fachrich-
tung Bauingenieurwesen“ gestrichen und am
Ende das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt.

bb) Es wird die folgende neue Nummer 4 eingefügt:

„4. die Anforderungen nach § 10 Abs. 3 und 4
des Niedersächsischen Ingenieurgesetzes er-
füllt oder“.

cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5.

b) Es werden die folgenden neuen Absätze 6 bis 8 einge-
fügt:

„(6) 1Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
oder eines Staates, demgegenüber die Mitgliedstaaten
der Europäischen Union vertragsrechtlich zur Gleich-
behandlung seiner Staatsangehörigen verpflichtet sind,

dürfen, wenn sie im Inland weder einen Wohnsitz
noch eine berufliche Niederlassung haben, zur vo-
rübergehenden und gelegentlichen Erbringung von
Dienstleistungen als Entwurfsverfasserin oder Ent-
wurfsverfasser für die in Absatz 5 Satz 1 genannten
Baumaßnahmen bestellt werden, wenn sie

1. in einem dieser Staaten zur Erbringung von Ent-
wurfsdienstleistungen nach den Absätzen 1 und 2
rechtmäßig niedergelassen sind und

2. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbil-
dung zu dem Beruf in dem Niederlassungsstaat re-
glementiert ist, den Beruf dort während der vor-
hergehenden zehn Jahre zwei Jahre lang ausgeübt
haben.

2Der vorübergehende und gelegentliche Charakter der
Erbringung von Dienstleistungen wird insbesondere
anhand von Dauer, Häufigkeit, regelmäßiger Wieder-
kehr und Kontinuität der Dienstleistungen beurteilt.
3Personen nach Satz 1 haben das erstmalige Erbringen
einer Dienstleistung als Entwurfsverfasserin und Ent-
wurfsverfasser in Niedersachsen der Ingenieurkam-
mer vorher schriftlich zu melden. 4Ist eine vorherige
Meldung wegen der Dringlichkeit des Tätigwerdens
nicht möglich, so ist die Meldung unverzüglich nach-
zuholen. 5Bei der Meldung sind folgende Dokumente
vorzulegen:

1. ein Staatsangehörigkeitsnachweis,

2. eine Bescheinigung, dass sie oder er im Niederlas-
sungsstaat rechtmäßig zur Ausübung einer Ent-
wurfsdienstleistung im Sinne des Absatzes 5 nie-
dergelassen und die Ausübung des Berufs zum
Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigung nicht,
auch nicht vorübergehend, untersagt ist,

3. ein Berufsqualifikationsnachweis,

4. für den Fall, dass weder die in Nummer 2 genann-
te Tätigkeit noch die Ausbildung zu dem Beruf im
Niederlassungsstaat reglementiert ist, eine Beschei-
nigung darüber, dass der Beruf während der vor-
hergehenden zehn Jahre mindestens zwei Jahre
lang ausgeübt wurde. 

6Die Ingenieurkammer bestätigt auf Antrag, dass die
Meldung erfolgt ist. 7Wesentliche Änderungen der
nach Satz 5 bescheinigten Umstände hat die Ent-
wurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser unver-
züglich mitzuteilen und auf Verlangen durch Doku-
mente nach Satz 5 nachzuweisen. 8Der Meldepflicht
unterliegt nicht, wer sich bereits in einem anderen
Bundesland gemeldet hat und infolgedessen dort als
Entwurfsverfasserin und Entwurfsverfasser tätig wer-
den darf. 9Die Ingenieurkammer kann das Tätigwer-
den als Entwurfsverfasserin und Entwurfsverfasser un-
tersagen, wenn die Voraussetzungen der Sätze 1 bis 8
nicht erfüllt sind.

(7) 1Für die in Absatz 5 Satz 1 genannten Baumaß-
nahmen darf als Entwurfsverfasserin oder Entwurfs-
verfasser auch bestellt werden, wer die Vorausset-
zungen für die Erteilung einer Ausnahmebewilligung
nach § 1 der EU/EWR-Handwerk-Verordnung für ein
in Absatz 5 Satz 1 genanntes Handwerk erfüllt. 2Fer-
ner können als Entwurfsverfasserin oder Entwurfsver-
fasser für die in Absatz 5 Satz 1 genannten Baumaß-
nahmen auch Staatsangehörige eines Staates nach
Absatz 6 Satz 1 bestellt werden, die in einem dieser
Staaten einen Ausbildungsnachweis erworben haben,
der aufgrund einer schulrechtlichen Rechtsvorschrift
als gleichwertig mit dem Abschluss zur staatlich ge-
prüften Technikerin oder zum staatlich geprüften
Techniker der Fachrichtung Bautechnik mit Schwer-
punkt Hochbau anerkannt ist.

(8) Die Absätze 6 und 7 gelten entsprechend für
Staatsangehörige von Drittstaaten, soweit diese Staats-



Nds. GVBl. Nr. 25/2008, ausgegeben am 12. 12. 2008

379

angehörigen wegen besonderer persönlicher Merk-
male hinsichtlich der Dienstleistungsfreiheit oder der
Anerkennung beruflicher Qualifikationen nach dem
Recht der Europäischen Gemeinschaft gleichzustellen
sind.“

c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 9 und wie folgt ge-
ändert:

Im einleitenden Satzteil und in Nummer 2 wird je-
weils die Zahl „5“ durch die Zahl „8“ ersetzt.

3. § 69 a Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt geän-
dert:

aa) In Nummer 3 wird die Verweisung „§ 58 Abs. 3
Nr. 1, 2 oder 3“ durch die Verweisung „§ 58 Abs. 3
Nr. 1, 2, 3 oder 4“ ersetzt und die Worte „und aus-
reichend gegen Haftpflichtgefahren versichert ist“
werden gestrichen.

bb) Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4. die Nachweise über die Standsicherheit von ei-
ner Person erstellt sind, die in die von der In-
genieurkammer Niedersachsen geführte Liste
der Tragwerksplanerinnen und Tragwerkspla-
ner eingetragen ist oder nach § 11 Abs. 3 des
Niedersächsischen Ingenieurgesetzes Tragwerks-
planungen erstellen darf,“.

cc) In Nummer 5 wird die Verweisung „§ 58 Abs. 3
Nr. 1, 2 oder 3“ durch die Verweisung „§ 58
Abs. 3 Nr. 1, 2, 3 oder 4“ ersetzt.

b) Es werden die folgenden Sätze 2 bis 4 angefügt:

„2Wer in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 Halbsatz 1 oder
Nr. 4 den Entwurf oder den Standsicherheitsnachweis
erstellt, muss sich gegen Haftpflichtgefahren, die sich
aus der Wahrnehmung dieser Tätigkeiten ergeben, ver-
sichern, für Personenschäden mindestens zu 1 500 000
Euro und für Sach- und Vermögensschäden mindes-
tens zu 200 000 Euro je Versicherungsfall; der Versi-
cherungsschutz muss mindestens fünf Jahre über den
Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsvertrages
hinausreichen. 3Die Leistungen des Versicherers für
alle innerhalb eines Versicherungsjahres verursachten
Schäden können auf das Zweifache des jeweiligen Be-
trages nach Satz 2 Halbsatz 1 begrenzt werden. 4Ab-
weichend von den Sätzen 2 und 3 haben Personen,
die die Voraussetzungen des § 58 Abs. 6 Sätze 1 bis 8
erfüllen, nachzuweisen, dass sie entsprechend ihrer
jeweiligen Fachrichtung die Architektenkammer oder
die Ingenieurkammer über die Einzelheiten ihres Ver-
sicherungsschutzes oder einer anderen Art des indivi-
duellen oder kollektiven Schutzes vor Haftpflichtge-
fahren informiert haben; dies gilt nicht für Berufs-
angehörige, die ihre Tätigkeit bei der zuständigen
Kammer eines anderen Bundeslandes gemeldet ha-
ben.“

4. § 75 a Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Nachweise über die Standsicherheit müssen
von einer Person erstellt sein, die in die von der Inge-

nieurkammer Niedersachsen geführte Liste der Trag-
werksplanerinnen und Tragwerksplaner eingetragen
ist oder nach § 11 Abs. 3 des Niedersächsischen Inge-
nieurgesetzes Tragwerksplanungen erstellen darf.“

b) In Satz 2 wird die Verweisung „§ 58 Abs. 3 Nr. 1, 2
oder 3“ durch die Verweisung „§ 58 Abs. 3 Nr. 1, 2, 3
oder 4“ ersetzt.

5. § 79 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Die Sachverständigen müssen die Anforderungen an
Entwurfsverfasser (§ 58 Abs. 3 bis 8) erfüllen.“

6. In § 100 Abs. 5 wird die Angabe „§ 58 Abs. 6 Nr. 2“ durch
die Angabe „§ 58 Abs. 9 Nr. 2“ ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Gesetzes über die Gründung 
des „Instituts für Geowissenschaftliche 

Gemeinschaftsaufgaben“

Das Gesetz über die Gründung des „Instituts für Geowissen-
schaftliche Gemeinschaftsaufgaben“ vom 16. Dezember 1999
(Nds. GVBl. S. 428) wird wie folgt geändert:

 1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„G e s e t z
über das Leibniz-Institut für Angewandte Geophysik“.

2. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts
„Institut für Geowissenschaftliche Gemeinschaftsaufga-
ben“ mit Sitz in Hannover wird als „Leibniz-Institut für
Angewandte Geophysik“ (Institut) fortgeführt. 2Das Insti-
tut hat Dienstherrnfähigkeit.“

3. In § 2 Abs. 4 werden die Worte „Niedersächsische Lan-
desamt für Bodenforschung (NLfB)“ durch die Worte
„Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie“ ersetzt.

4. In § 4 Abs. 2 Satz 4 Halbsatz 1 werden die Worte „Minis-
terium für Wirtschaft, Technologie und Verkehr“ durch
das Wort „Fachministerium“ ersetzt.

5. In § 5 Abs. 3 wird die Abkürzung „NLfB“ durch die Worte
„Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie“ ersetzt.

6. In § 6 Abs. 1 werden die Worte „Ministeriums für Wirt-
schaft, Technologie und Verkehr“ durch das Wort „Fach-
ministeriums“ ersetzt.

7. In § 7 Abs. 1 wird die Abkürzung „NLfB“ durch die Worte
„Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie“ ersetzt.

8. In § 8 wird die Abkürzung „NLfB“ durch die Worte „Lan-
desamtes für Bergbau, Energie und Geologie“ ersetzt.

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 10. Dezember 2008

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Änderung des 

Niedersächsischen Nichtraucherschutzgesetzes

Vom 10. Dezember 2008

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Nichtraucherschutzgesetz vom
12. Juli 2007 (Nds. GVBl. S. 337) wird wie folgt geändert:

1. Dem § 2 wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) Abweichend von § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 kann die
Betreiberin oder der Betreiber einer Gaststätte das Rau-
chen gestatten, wenn

1. die Gaststätte nur einen für den Aufenthalt von Gästen
bestimmten Raum (Gastraum) und keinen Nebenraum
im Sinne von Absatz 2 Satz 1 hat, 

2. die Grundfläche des Gastraumes weniger als 75 Qua-
dratmeter beträgt; nicht zur Grundfläche gehört die
allein der Betreiberin oder dem Betreiber vorbehaltene
Fläche hinter dem Schanktisch,

3. in der Gaststätte keine zubereiteten Speisen verab-
reicht werden, 

4. Personen, die das 18. Lebensjahr nicht vollendet ha-
ben, die Gaststätte nicht betreten dürfen und

5. die Gaststätte am Eingang deutlich sichtbar als Rau-
chergaststätte gekennzeichnet ist; die Kennzeichnung
muss den Hinweis enthalten, dass Personen unter
18 Jahren keinen Zutritt haben.“

2. § 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4

Verantwortung für öffentliche Spielplätze 

Die Gemeinden sind für den Schutz der Benutzerinnen
und Benutzer von öffentlichen Spielplätzen vor Passivrau-
chen und vor den Gefahren verantwortlich, die von beim
Rauchen entstehenden Abfällen ausgehen.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. 

Hannover, den 10. Dezember 2008

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Änderung des Modellkommunen-Gesetzes 

und anderer Gesetze

Vom 10. Dezember 2008

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Modellkommunen-Gesetzes

Das Niedersächsische Modellkommunen-Gesetz vom 8. De-
zember 2005 (Nds. GVBl. S. 386), geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 7. Dezember 2006 (Nds. GVBl. S. 571), wird
wie folgt geändert:

1. § 3 Nr. 2 Buchst. c und Nrn. 5 und 6 wird gestrichen.

2. § 4 Nrn. 1 und 4 wird gestrichen.

3. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden im einleitenden Satzteil die Worte
„für längstens zwei Kalenderjahre“ durch die Worte
„längstens für die Zeit bis zum 31. Oktober 2009“ er-
setzt.

b) Es wird der folgende neue Absatz 5 eingefügt:

„(5) 1Zuständigkeitsvereinbarungen nach Absatz 1
auf der Grundlage der bis zum 31. Dezember 2008 gel-
tenden Fassung gelten bis zum 31. Oktober 2009 fort,
wenn keine der beteiligten kommunalen Körperschaf-
ten bis zum 20. Dezember 2008 gegenüber dem zustän-
digen Fachministerium schriftlich widerspricht. 2Vom
zuständigen Fachministerium wird bis zum 31. De-
zember 2008 im Niedersächsischen Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt gemacht, welche der Zuständig-
keitsvereinbarungen nach Satz 1 bis zum 31. Oktober
2009 weiter gelten.“

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

4. § 7 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Landesregierung unterrichtet den Landtag ab-
schließend bis zum 31. Oktober 2009 über die bis dahin
aus der Erprobung gewonnenen Erkenntnisse.“

5. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „31. Dezember 2008“
durch die Angabe „31. Oktober 2009“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird gestrichen.

Artikel 2

Aufhebung des 
Niedersächsischen Gesetzes über Spielplätze

Das Niedersächsische Gesetz über Spielplätze vom 6. Feb-
ruar 1973 (Nds. GVBl. S. 29), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 11. Dezember 2002 (Nds. GVBl. S. 796),
wird aufgehoben.

Artikel 3

Änderung der Niedersächsischen Bauordnung

Die Niedersächsische Bauordnung in der Fassung vom
10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Dezember 2008 (Nds. GVBl.
S. 370), wird wie folgt geändert:

1. In § 85 Abs. 2 wird die Verweisung „nach § 74, 76, 82, 83,
84 oder 94“ durch die Verweisung „nach § 74, 76, 82, 83
oder 84“ ersetzt.

2. § 92 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Die öffentliche Beglaubigung nach Satz 1 kann auch
von den Gemeinden vorgenommen werden.“

3. § 94 wird gestrichen.

Artikel 4

Änderung der Niedersächsischen Gemeindeordnung

§ 81 Abs. 3 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S. 473), geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. Dezember 2006 (Nds.
GVBl. S. 575), wird wie folgt geändert:

1. Die Sätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

„4Die Stelle ist öffentlich auszuschreiben; der Rat kann je-
doch im Einvernehmen mit der Bürgermeisterin oder dem
Bürgermeister beschließen, von der Ausschreibung abzu-
sehen, wenn er beabsichtigt

1. die bisherige Stelleninhaberin oder den bisherigen
Stelleninhaber zu wählen oder

2. eine bestimmte Bewerberin oder einen bestimmten
Bewerber zu wählen, und nicht erwartet, dass sich im
Ausschreibungsverfahren eine andere Person bewer-
ben würde, die wegen ihrer Eignung, Befähigung und
Sachkunde vorzuziehen wäre.

5Beschlüsse nach Satz 4 Nr. 2 bedürfen einer Mehrheit von
drei Vierteln der Ratsmitglieder.“

2. In Satz 6 wird die Angabe „Satz 4“ durch die Angabe
„Satz 4 Nr. 1“ ersetzt.

Artikel 5

Änderung der Niedersächsischen Landkreisordnung

§ 62 Abs. 2 der Niedersächsischen Landkreisordnung in der
Fassung vom 30. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S. 510) wird wie
folgt geändert:

1. Die Sätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

„4Die Stelle ist öffentlich auszuschreiben; der Kreistag
kann jedoch im Einvernehmen mit der Landrätin oder
dem Landrat beschließen, von der Ausschreibung abzuse-
hen, wenn er beabsichtigt

1. die bisherige Stelleninhaberin oder den bisherigen
Stelleninhaber zu wählen oder

2. eine bestimmte Bewerberin oder einen bestimmten
Bewerber zu wählen, und nicht erwartet, dass sich im
Ausschreibungsverfahren eine andere Person bewer-
ben würde, die wegen ihrer Eignung, Befähigung und
Sachkunde vorzuziehen wäre.

5Beschlüsse nach Satz 4 Nr. 2 bedürfen einer Mehrheit von
drei Vierteln der Mitglieder des Kreistages.“

2. In Satz 6 wird die Angabe „Satz 4“ durch die Angabe
„Satz 4 Nr. 1“ ersetzt.
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Artikel 6

Änderung des Gesetzes über die Region Hannover

§ 77 Abs. 2 des Gesetzes über die Region Hannover vom
5. Juni 2001 (Nds. GVBl. S. 348), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 18. Mai 2006 (Nds. GVBl. S. 203), wird
wie folgt geändert: 

1. Die Sätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„3Die Stelle ist öffentlich auszuschreiben; die Regionsver-
sammlung kann jedoch im Einvernehmen mit der Regions-
präsidentin oder dem Regionspräsidenten beschließen,
von der Ausschreibung abzusehen, wenn sie beabsichtigt

1. die bisherige Stelleninhaberin oder den bisherigen
Stelleninhaber zu wählen oder

2. eine bestimmte Bewerberin oder einen bestimmten
Bewerber zu wählen, und nicht erwartet, dass sich im
Ausschreibungsverfahren eine andere Person bewer-
ben würde, die wegen ihrer Eignung, Befähigung und
Sachkunde vorzuziehen wäre.

4Beschlüsse nach Satz 3 Nr. 2 bedürfen einer Mehrheit von
drei Vierteln der Mitglieder der Regionsversammlung.“

2. In Satz 5 wird die Angabe „Satz 3“ durch die Angabe
„Satz 3 Nr. 1“ ersetzt.

Artikel 7

Änderung der Bauvorlagenverordnung

§ 13 der Bauvorlagenverordnung vom 22. September 1989
(Nds. GVBl. S. 358), zuletzt geändert durch § 10 Abs. 1 der
Verordnung vom 6. Juni 1996 (Nds. GVBl. S. 287), wird ge-
strichen.

Artikel 8

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 10. Dezember 2008

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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Niedersächsische Glücksspielverordnung
(NGlüSpVO)

Vom 28. November 2008

Aufgrund des § 24 Satz 1 Nrn. 1 und 2 und Satz 2 des
Niedersächsischen Glücksspielgesetzes (NGlüSpG) vom 17. De-
zember 2007 (Nds. GVBl. S. 756) wird verordnet:

§ 1

Anzahl der Annahmestellen

1Die Anzahl der Annahmestellen im Sinne des § 5 Abs. 1
NGlüSpG ist ab 1. Januar 2009 auf 2 450 begrenzt. 2Die An-
zahl der Annahmestellen im Sinne des § 5 Abs. 1 NGlüSpG,
die auch Sportwetten oder Lotterien mit besonderem Gefähr-
dungspotenzial vermitteln dürfen, ist ab 1. Juli 2009 auf 2 000
begrenzt. 3Ab 1. Januar 2010 und ab 1. Januar 2011 vermin-
dern sich die Anzahlen nach den Sätzen 1 und 2 um jeweils 25.

§ 2

Einzugsgebiete der Annahmestellen

1Die Annahmestellen sollen bezogen auf die Bevölkerung in
Niedersachsen gleichmäßig verteilt sein. 2Das Einzugsgebiet
einer Annahmestelle soll 2 800 bis 3 700 Einwohnerinnen
und Einwohner umfassen.

§ 3

Unterlagen für den Antrag auf eine Erlaubnis 
für die Tätigkeit einer Annahmestelle

(1) Aus den Unterlagen für den Antrag auf eine Erlaubnis
für die Tätigkeit einer Annahmestelle müssen hervorgehen:

1. Name, Vorname, Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit, Wohn-
anschrift der Betreiberin oder des Betreibers der Annahme-
stelle,

2. Anschrift und Telefonnummer der Annahmestelle,

3. die Glücksspiele, die in der Annahmestelle vermittelt wer-
den sollen,

4. das Datum des Vertrages nach § 5 Abs. 1 Satz 2 NGlüSpG
und

5. die Anschrift der nächstgelegenen Annahmestelle.

(2) 1Dem Antrag sind beizufügen:

1. Führungszeugnis der Betreiberin oder des Betreibers der
Annahmestelle, wenn darin eine Eintragung aufgenom-
men ist, 

2. Nachweis über die Schulung einer in der Annahmestelle
tätigen verantwortlichen Person zur Früherkennung pro-
blematischen Spielverhaltens und zu den Glücksspielen,
die vermittelt werden sollen,

3. bei ausländischen Betreiberinnen und Betreibern einer
Annahmestelle Nachweis der Aufenthalts- und der Arbeits-
erlaubnis,

4. Nachweis der Gewerbeanzeige (§ 14 der Gewerbeordnung),

5. Auskunft aus dem Gewerbezentralregister und

6. Lageplan mit Kennzeichnung der Annahmestelle sowie der
Schulen und Spielplätze, die von der Annahmestelle auf
einer Wegstrecke von weniger als 200 m erreichbar sind.

2Die für die Erlaubnis zuständige Behörde kann auf die Bei-
fügung des Nachweises nach Satz 1 Nr. 2 verzichten und in
diesem Fall die Erlaubnis unter der aufschiebenden Bedin-
gung erteilen, dass der Nachweis nachgereicht wird.

(3) Die für die Erlaubnis zuständige Behörde kann für ihre
Entscheidung weitere Angaben und Unterlagen verlangen.

(4) Soll die Annahmestelle von einer Gesellschaft betrieben
werden, so ist in dem Antrag deren Anschrift anzugeben und
die Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 sowie die Unterlagen nach
Absatz 2 Nrn. 1, 3 und 5 müssen sich auf die zur Geschäfts-
führung befugten Personen beziehen.

§ 4

Befristung, Unwirksamwerden und Widerruf der Erlaubnis 
für die Tätigkeit einer Annahmestelle, Vorlagepflicht

(1) Die Erlaubnis für die Tätigkeit einer Annahmestelle ist
auf längstens drei Jahre zu befristen.

(2) 1Die Erlaubnis für die Tätigkeit einer Annahmestelle
wird unwirksam, wenn das Vertragsverhältnis nach § 5 Abs. 1
Satz 2 NGlüSpG beendet ist. 2Bei schwerwiegenden Verstößen
gegen Vorschriften des Glücksspielstaatsvertrages oder des Nie-
dersächsischen Glücksspielgesetzes ist der Widerruf der Erlaub-
nis zulässig.

(3) 1Der Vertrag nach § 5 Abs. 1 Satz 2 NGlüSpG sowie das
polizeiliche Führungszeugnis sind der für die Erlaubnis zu-
ständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. 2Die Vorlage-
pflicht endet zehn Jahre nach Ende der Wirksamkeit der
Erlaubnis.

§ 5

Süddeutsche Klassenlotterie

Der Veranstaltung der staatlichen Süddeutschen Klassen-
lotterie wird zugestimmt. 

§ 6

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach Ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 28. November 2008

Niedersächsisches Ministerium für Inneres, 
Sport und Integration

S c h ü n e m a n n

Minister
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Gebührenordnung 

für die Veterinärverwaltung

Vom 3. Dezember 2008

Aufgrund des § 3 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 und 4 Satz 2, jeweils
auch in Verbindung mit § 14 Abs. 2, des Niedersächsischen
Verwaltungskostengesetzes in der Fassung vom 25. April
2007 (Nds. GVBl. S. 172), geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 17. Dezember 2007 (Nds. GVBl. S. 775), wird im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium verordnet:

Artikel 1

Die Anlage (Gebührenverzeichnis) der Gebührenordnung für die Veterinärverwaltung vom 22. März 1995 (Nds. GVBl. S. 63),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 19. März 2008 (Nds. GVBl. S. 83), wird wie folgt geändert:

1. Abschnitt II Buchstabe B wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1.4.3 werden in der Spalte „Gebühr in Euro“ die Worte „Tarif nach Abschnitt VII Buchst. D“ durch die Worte
„Tarif nach Abschnitt IX Buchst. C für das jeweilige Geflügel“ ersetzt.

b) Nummer 5.2 erhält folgende Fassung:

2. Abschnitt V wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe A wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 9 wird in der Spalte „Höchstgebühr“ die Zahl „100“ durch die Angabe „nach Zeitaufwand“ ersetzt.

bb) Die Nummern 17 und 18 erhalten folgende Fassung:

— Gebühr in Euro —

Nr. Gegenstand Einzel-
gebühr

Mindest-
gebühr

Höchst-
gebühr

„5.2 Simultantuberkulinisierung von Rindern

5.2.1 bei einem Tier 15“.

5.2.2 bei zwei und mehr Tieren je Tier 11“.

— Gebühr in Euro —

Nr. Gegenstand Einzel-
gebühr

Mindest-
gebühr

Höchst-
gebühr

„17 Zulassung und Zulassungsnachweis nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1/2005 des Rates vom 22. Dezember 2004 über den Schutz von Tie-
ren beim Transport und damit zusammenhängenden Vorgängen sowie 
zur Änderung der Richtlinien 64/432/EWG und 93/119/EG und der 
Verordnung (EG) Nr. 1255/97 (ABl. EU 2005 Nr. L 3 S. 1)

17.1 Zulassung eines Transportunternehmers nach Artikel 10 Abs. 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1/2005 10 100

17.2 Zulassung eines Transportunternehmers nach Artikel 11 Abs. 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1/2005 25 200

17.3 Ausstellung eines Zulassungsnachweises für ein Straßentransportmit-
tel nach Artikel 18 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 25 500

17.4 Änderung einer Zulassung nach Artikel 10 Abs. 1 oder Artikel 11 
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 oder eines Zulassungsnachwei-
ses nach Artikel 18 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 10 300

17.5 Entziehung der Zulassung oder Aussetzung der Gültigkeit des 
Zulassungsnachweises nach Artikel 26 Abs. 4 Buchst. c der Verord-
nung (EG) Nr. 1/2005 15 150

18 Schulung und Befähigungsnachweis nach Artikel 17 der Verordnung 
(EG) Nr. 1/2005

18.1 Ausstellung eines Befähigungsnachweises nach Artikel 17 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1/2005 15 50

18.2 Abnahme einer fachtheoretischen Prüfung einschließlich Ausstellung 
einer Prüfungsbescheinigung je Prüfungsveranstaltung nach Artikel 17 
Abs. 2 in Verbindung mit Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 25 300
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b) Buchstabe B Nummern 7 und 8 erhält folgende Fassung:

3. Abschnitt IX wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe A wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 3 wird gestrichen.

bb) Die bisherigen Nummern 4 bis 10 werden Nummern 3 bis 9.

cc) In der neuen Nummer 5 wird die Angabe „Nr. 5“ durch die Angabe „Nr. 4“ ersetzt.

b) Buchstabe B wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 9.4 wird in der Spalte „Höchstgebühr“ die Zahl „130“ durch die Worte „nach Zeitaufwand“ ersetzt.

bb) In Nummer 9.5 werden in der Spalte „Höchstgebühr“ die Worte „nach Zeitaufwand“ durch die Zahl „140“ ersetzt.

cc) Es wird die folgende Nummer 9.6 eingefügt:

dd) Nummer 12 erhält folgende Fassung:

ee) Es wird die folgende Nummer 13 angefügt:

18.3 Abnahme einer fachpraktischen Prüfung einschließlich Ausstellung 
einer Prüfungsbescheinigung nach Artikel 17 Abs. 2 in Verbindung mit 
Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 25 100

18.4 Entziehung eines Befähigungsnachweises nach Artikel 26 Abs. 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 1/2005 15 150“.

— Gebühr in Euro —

Nr. Gegenstand Einzel-
gebühr

Mindest-
gebühr

Höchst-
gebühr

„7 Kontrolle in Bezug auf ein Fahrtenbuch oder eine andere Maßnahme nach 
Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 15 200

8 Zusätzliche amtliche Kontrolle (Artikel 28 der Verordnung [EG] 
Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des 
Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über Tierge-
sundheit und Tierschutz [ABl. EU Nr. L 191 S. 1]) oder Überprüfung, die 
durch eine Auflage oder eine Beanstandung erforderlich wird nach 

Zeitauf-
wand“.

— Gebühr in Euro —

Nr. Gegenstand Einzel-
gebühr

Mindest-
gebühr

Höchst-
gebühr

„9.6 bei der Abfertigung und Versiegelung eines Transportes mit einer 
Sendung, die sich aus mehreren Einzelsendungen zusammensetzt, 
unabhängig vom Gewicht der Sendung nach 

Zeitauf-
wand“.

— Gebühr in Euro —

Nr. Gegenstand Einzel-
gebühr

Mindest-
gebühr

Höchst-
gebühr

„12 Zusätzliche amtliche Kontrolle (Artikel 28 der Verordnung [EG] 
Nr. 882/2004) oder Überprüfung, die durch eine Auflage oder eine 
Beanstandung erforderlich wird 25 nach 

Zeitauf-
wand“.

— Gebühr in Euro —

Nr. Gegenstand Einzel-
gebühr

Mindest-
gebühr

Höchst-
gebühr

„13 Besichtigung eines Betriebes zum Zwecke der Zulassung nach 
Artikel 31 Abs. 2 Buchst. c der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 oder 
Kontrolle eines bedingt zugelassenen Betriebes zum Zwecke der Zulas-
sung nach Artikel 31 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung (EG) 
Nr. 882/2004 oder Kontrolle eines zugelassenen Betriebes durch die 
Zulassungsbehörde 17,50 nach 

Zeitauf-
wand“.
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c) In Buchstabe C wird in der Anmerkung zu den Nummern 1 bis 3 die Angabe „Nrn. 1 und 2“ gestrichen.

4. Abschnitt XII wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe A wird wie folgt geändert:

aa) Nach der Anmerkung zu den Nummern 2 bis 6.19 wird die folgende Nummer 6.21 eingefügt:

bb) Nach Nummer 7.7 wird die folgende Anmerkung eingefügt:

b) Es wird der folgende neue Buchstabe C eingefügt:

— Gebühr in Euro —

Nr. Gegenstand Einzel-
gebühr

Mindest-
gebühr

Höchst-
gebühr

„6.21 Untersuchung nach § 1 der BSE-Untersuchungsverordnung im 
Zeitraum

6.21.1 vom 6. Dezember 2000 bis 31. Juli 2001 100,00

6.21.2 vom 1. August 2001 bis 30. November 2001 70,00

6.21.3 vom 1. Dezember 2001 bis 31. Dezember 2001 49,87

6.21.4 vom 1. Januar 2002 bis 30. November 2002 25,50

6.21.5 vom 1. Dezember 2002 bis 31. Dezember 2003 21,14

6.21.6 vom 1. Januar 2004 bis 30. Juni 2004 20,71

6.21.7 vom 1. Juli 2004 bis 30. November 2004 18,37

6.21.8 vom 1. Dezember 2004 bis 30. November 2005 16,46

6.21.9 vom 1. Dezember 2005 bis 28. Februar 2006 14,35

6.21.10 ab dem 1. März 2006 11,72

A n m e r k u n g  zu den Nrn. 6.21.1 bis 6.21.3:

Die Gebührenangaben in den Nummern 6.21.1 bis 6.21.3 
sind DM-Beträge“.

„ A n m e r k u n g  zu den Nrn. 7.1 bis 7.6.2:

Für Serienuntersuchungen können die Gebührensätze um bis zu 
50 vom Hundert ermäßigt werden.“

— Gebühr in Euro —

Nr. Gegenstand Einzel
gebühr

Mindest-
gebühr

Höchst-
gebühr

„C. Stichprobenweise Rückstandsuntersuchung unabhängig vom angewendeten Untersuchungsverfahren je Stichprobe
1 im Zeitraum vom 1. Januar 2005 bis 31. Dezember 2005

1.1 mit allgemeinem Hemmstofftest bei

1.1.1 Rindern 1. 77,58“.

1.1.2 Kälbern 1. 45,57“.

1.1.3 Schweinen 1. 23,28“.

1.1.4 Schafen und Ziegen 1. 24,62“.

1.2 ohne allgemeinen Hemmstofftest bei

1.2.1 Rindern 1.154,16“.

1.2.2 Kälbern 1.148,25“.

1.2.3 Schweinen 1.178,02“.

1.2.4 Schafen und Ziegen 1.166,24“.

1.2.5 Pferden 1.148,59“.

1.3 bei Masthähnchen 1.246,53“.

1.4 bei Lege- und Suppenhühnern 1.262,74“.

1.5 bei Truthühnern 1.248,47“.

1.6 bei sonstigem Geflügel 1.252,81“.

1.7 bei Milch 1.606,36“.

1.8 bei Eiern 1.434,56“.

1.9 bei Honig 1.068,19“.

1.10 bei Zuchtwild 1.292,33“.

1.11 bei Jagdwild 1.505,82“.

1.12 bei Kaninchen 1.145,65“.

1.13 bei Fischereierzeugnissen 1.686,51“.
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2 im Zeitraum vom 1. Januar 2006 bis 31. Dezember 2006

2.1 mit allgemeinem Hemmstofftest bei

2.1.1 Rindern 1. 83,46“.

2.1.2 Kälbern 1. 27,19“.

2.1.3 Schweinen 1. 23,09“.

2.1.4 Schafen und Ziegen 1. 23,53“.

2.2 ohne allgemeinen Hemmstofftest bei

2.2.1 Rindern 1.145,60“.

2.2.2 Kälbern 1.155,89“.

2.2.3 Schweinen 1.164,73“.

2.2.4 Schafen und Ziegen 1.158,11“.

2.2.5 Pferden 1.160,92“.

2.3 bei Masthähnchen 1.239,54“.

2.4 bei Lege- und Suppenhühnern 1.237,99“.

2.5 bei Truthühnern 1.237,98“.

2.6 bei sonstigem Geflügel 1.254,74“.

2.7 bei Milch 1.584,06“.

2.8 bei Eiern 1.400,59“.

2.9 bei Honig 1.835,39“.

2.10 bei Zuchtwild 1.260,39“.

2.11 bei Jagdwild 1.483,21“.

2.12 bei Fischereierzeugnissen 1.421,62“.

3 im Zeitraum vom 1. Januar 2007 bis 31. Dezember 2007

3.1 mit allgemeinem Hemmstofftest bei

3.1.1 Rindern 1. 85,05“.

3.1.2 Kälbern 1. 26,77“.

3.1.3 Schweinen 1. 23,18“.

3.1.4 Schafen und Ziegen 1. 22,34“.

3.2 ohne allgemeinen Hemmstofftest bei

3.2.1 Rindern 1.147,48“.

3.2.2 Kälbern 1.146,60“.

3.2.3 Schweinen 1.165,76“.

3.2.4 Schafen und Ziegen 1.158,01“.

3.2.5 Pferden 1.162,94“.

3.3 bei Masthähnchen 1.239,52“.

3.4 bei Lege- und Suppenhühnern 1.237,08“.

3.5 bei Truthühnern 1.237,93“.

3.6 bei sonstigem Geflügel 1.231,39“.

3.7 bei Milch 1.586,04“.

3.8 bei Eiern 1.400,47“.

3.9 bei Honig 1.898,72“.

3.10 bei Zuchtwild 1.362,71“.

3.11 bei Jagdwild 1.505,80“.

3.12 bei Fischereierzeugnissen 1.404,41“.

4 im Zeitraum ab dem 1. Januar 2008

4.1 mit allgemeinem Hemmstofftest bei

4.1.1 Rindern 1. 74,05“.

4.1.2 Kälbern 1. 27,58“.

4.1.3 Schweinen 1. 22,67“.

4.1.4 Schafen und Ziegen 1. 22,77“.

4.2 ohne allgemeinen Hemmstofftest bei

4.2.1 Rindern 1.124,55“.

4.2.2 Kälbern 1.123,66“.

4.2.3 Schweinen 1.120,92“.

4.2.4 Schafen und Ziegen 1.121,29“.

4.2.5 Pferden 1.128,87“.

4.3 bei Masthähnchen 1.180,78“.
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c) Der bisherige Buchstabe C wird Buchstabe D.

5. Abschnitt XIII erhält folgende Fassung:

Artikel 2

(1) 1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung
in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten Artikel 1 Nr. 4
Buchst. a Doppelbuchst. aa mit Wirkung vom 6. Dezember
2000 sowie Artikel 1 Nr. 4 Buchst. b und Nr. 5 mit Wirkung
vom 1. Januar 2005 in Kraft.

(2) Auf Gebührenerhebungen, die vor dem Inkrafttreten
dieser Verordnung unanfechtbar geworden sind, sind Ab-
schnitt XII Buchst. A Nr. 6.21 und Buchst. C sowie Ab-
schnitt XIII der Gebührenordnung für die Veterinärverwal-
tung vom 22. März 1995 (Nds. GVBl. S. 63), zuletzt geändert
durch Artikel 1 dieser Verordnung, nicht anzuwenden.

(3) Auf Gebührenerhebungen, die vor dem Inkrafttreten
dieser Verordnung nicht unanfechtbar geworden sind, sind
Abschnitt XII Buchst. A Nr. 6.21 und Buchst. C sowie Ab-
schnitt XIII der Gebührenordnung für die Veterinärverwal-
tung vom 22. März 1995 (Nds. GVBl. S. 63), zuletzt geändert
durch Artikel 1 dieser Verordnung, mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass sich keine höhere Gebühr als die bereits festge-
setzte Gebühr ergibt.

Hannover, den 3. Dezember 2008

Niedersächsisches Ministerium
für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz 

und Landesentwicklung

E h l e n

Minister

4.4 bei Lege- und Suppenhühnern 1.142,47“.

4.5 bei Truthühnern 1.171,02“.

4.6 bei sonstigem Geflügel 1.139,99“.

4.7 bei Milch 1.432,62“.

4.8 bei Eiern 1.309,89“.

4.9 bei Honig 1.441,75“.

4.10 bei Zuchtwild 1.158,71“.

4.11 bei Jagdwild 1.460,00“.

4.12 bei Kaninchen 1.123,35“.

4.13 bei Fischereierzeugnissen 1.417,19“.

— Gebühr in Euro —

Nr. Gegenstand Einzel
gebühr

Mindest-
gebühr

Höchst-
gebühr

„XIII. Untersuchungen und Kontrollen hinsichtlich bestimmter Stoffe und ihrer Rückstände in lebenden Tieren und 
Erzeugnissen tierischen Ursprungs

1 bei lebenden Tieren und Fleisch je Tonne Schlachtfleisch 0,50 10,70“.

2 bei Milch je 1000 Liter Rohmilch 0,02 0,04“.

3 bei Eiern je vermarktete Tonne 0,20 0,40“.

4 bei Honig je vermarktete Tonne 1,50 6,20“.

5 bei Fischereierzeugnissen je vermarktete Tonne 0,10 4,50“.
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Allgemeinen Gebührenordnung

Vom 4. Dezember 2008

Aufgrund des § 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 des Nieder-
sächsischen Verwaltungskostengesetzes in der Fassung vom
25. April 2007 (Nds. GVBl. S. 172), geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 17. Dezember 2007 (Nds. GVBl. S. 775), wird
im Einvernehmen mit dem Ministerium für Inneres, Sport
und Integration verordnet:

Artikel 1

Tarifnummer 105 der Anlage (Kostentarif) der Allgemeinen Gebührenordnung vom 5. Juni 1997 (Nds. GVBl. S. 171; 1998 S. 501),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 6. Juli 2007 (Nds. GVBl. S. 268), erhält folgende Fassung:

„105 Personenstandswesen

105.1 Personenstandsgesetz

105.1.1 Abnahme einer Versicherung an Eides statt nach § 9 Abs. 2 Satz 2, auch in Verbindung mit § 12 Abs. 3
Satz 2, oder § 13 Abs. 2 Satz 2, auch in Verbindung mit § 17 Satz 1 25

105.1.2 Prüfung nach § 13 Abs. 1 Satz 1 und Mitteilung nach § 13 Abs. 4, jeweils auch in Verbindung mit § 17
Satz 1 

105.1.2.1 wenn ausländisches Recht zu beachten ist 80

105.1.2.2 im Übrigen 40

105.1.3 Prüfung nach § 13 Abs. 1 Satz 1 und Ausstellung oder Ablehnung der Ausstellung eines Ehefähigkeits-
zeugnisses (§ 39) 40

A n m e r k u n g  zu Nr. 105.1.3:

Die Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses für eine Deutsche oder einen Deutschen ist gebührenfrei,
wenn dies durch eine zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist und das in dieser Vereinbarung
vorgesehene Beschaffungsverfahren für das Ehefähigkeitszeugnis durchgeführt wird.

105.1.4 Beurkundung der Eheschließung oder der Begründung einer Lebenspartnerschaft (§ 14 Abs. 3, auch in
Verbindung mit § 17 Satz 1)

105.1.4.1 bei einem anderen als dem für die Anmeldung zuständigen Standesamt (§ 12, auch in Verbindung
mit § 17 Satz 1) 25

105.1.4.2 außerhalb der üblichen Dienstzeiten des Standesamtes, ausgenommen bei lebensgefährlicher Erkran-
kung im Fall des § 13 Abs. 3, auch in Verbindung mit § 17 Satz 1 80

105.1.5 Beurkundung einer Eheschließung im Ausland nach § 34 Abs. 1 65

105.1.6 Beurkundung einer Eheschließung vor einer ermächtigten Person nach § 34 Abs. 2 65

105.1.7 Beurkundung der Begründung einer Lebenspartnerschaft im Ausland nach § 35 65

105.1.8 Beurkundung nach § 36 Abs. 1

105.1.8.1 einer Geburt im Ausland 50

105.1.8.2 eines Sterbefalls im Ausland 30

105.1.9 Namensführung

105.1.9.1 Beglaubigung oder Beurkundung einer Erklärung zur Namensführung von Ehegatten nach § 41 Abs. 1
oder von Lebenspartnern nach § 42 Abs. 1 25

105.1.9.2 Beglaubigung oder Beurkundung einer Erklärung, Einwilligung oder Zustimmung zur Namensführung
eines Kindes nach § 45 Abs. 1 25

105.1.10 Ausstellung einer Personenstandsurkunde nach § 55 Abs. 1 und § 62, auch in Verbindung mit § 76
Abs. 2 Satz 1, oder nach § 77 Abs. 3, jeweils durch das nach § 55 Abs. 2 Satz 1 zuständige Standesamt 10

105.1.11 Ausstellung einer Personenstandsurkunde nach § 55 Abs. 1 und § 62 durch ein anderes Standesamt
(§ 55 Abs. 2 Satz 2) mit Beglaubigung nach § 56 Abs. 4 Satz 2 10

A n m e r k u n g  zu den Nrn. 105.1.10 und 105.1.11:

Für jedes weitere Exemplar der Urkunde ist, wenn es gleichzeitig mit dem Erstexemplar beantragt wird,
die Hälfte der vorgesehenen Gebühr zu erheben.

105.1.12 Erteilung einer Auskunft aus einem oder Gewährung einer Einsicht in einen Personenstandsregister-
eintrag nach § 62 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 7

105.1.13 Erteilung einer Auskunft aus einem oder Gewährung einer Einsicht in einen Eintrag eines Personen-
standsbuchs nach § 62 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 in Verbindung mit § 76 Abs. 2 Satz 1 7

105.1.14 Erteilung einer Auskunft aus einer oder Gewährung einer Einsicht in eine Sammelakte nach § 62 Abs. 1
in Verbindung mit Abs. 2 15
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

Hannover, den 4. Dezember 2008

Niedersächsisches Finanzministerium

M ö l l r i n g

Minister

105.1.15 Suchen eines Eintrags oder eines Vorgangs, wenn zum Aufsuchen erforderliche Angaben nicht gemacht
werden 20 bis 60

A n m e r k u n g  zu Nr. 105.1.15:

Es ist ausschließlich das Maß des Verwaltungsaufwandes zu berücksichtigen.

105.2 Personenstandsverordnung vom 22. November 2008 (BGBl. I S. 2263)

105.2.1 Erteilung einer Bescheinigung nach § 46 10

A n m e r k u n g  zu Nr. 105.2.1:

Die Erstausfertigung einer Bescheinigung ist gebührenfrei, wenn sie im Zusammenhang mit der Ent-
gegennahme einer namensrechtlichen Erklärung erteilt wird.

105.2.2 Ausstellung einer Personenstandsurkunde nach § 48 in Verbindung mit § 70 Abs. 1 Satz 1 10

105.2.3 Erteilung einer beglaubigten Abschrift aus dem Familienbuch nach § 49 10

105.2.4 Eintragung in ein internationales Stammbuch der Familie nach § 52 10

105.2.5 Erteilung einer beglaubigten Abschrift nach § 70 Abs. 1 Satz 2, auch in Verbindung mit Satz 3 10

A n m e r k u n g  zu den Nrn. 105.2.2, 105.2.3 und 105.2.5:

Für jedes weitere Exemplar der Urkunde ist, wenn es gleichzeitig mit dem Erstexemplar beantragt wird,
die Hälfte der vorgesehenen Gebühr zu erheben.

105.3 Vertrag vom 18. November 1980 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Öster-
reich über den Verzicht auf die Beglaubigung und über den Austausch von Personenstandsurkunden
sowie über die Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen (BGBl. II 1981 S. 1050)

Beschaffung eines Ehefähigkeitszeugnisses in Österreich nach den Artikeln 10 und 11 40

105.4 Abkommen vom 4. November 1985 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft über den Verzicht auf die Beglaubigung und über den Austausch von Perso-
nenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden sowie über die Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen
(BGBl. II 1988 S. 126)

Beschaffung eines Ehefähigkeitszeugnisses in der Schweiz nach den Artikeln 8 und 9 40

105.5 Abkommen vom 3. Juni 1982 zwischen der Bundesrepublik Deutschland mit dem Großherzogtum
Luxemburg über den Verzicht auf die Beglaubigung und über den Austausch von Personenstands-
urkunden sowie über die Beschaffung von Ehefähigkeitszeugnissen (BGBl. II 1983 S. 698)

Beschaffung eines Ehefähigkeitszeugnisses in Luxemburg nach den Artikeln 9 und 10 40“.
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